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Regierungsvorlage 
Juni 2019                                                                                                                                                                          zu Zl. 01-VD-LG-1908/2-2019 

Entwurf eines Gesetzes, mit dem 
das Kärntner Gemeindebedienstetengesetz, das Kärntner Gemeindever- 

tragsbedienstetengesetz, das Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetz und das Kärntner Stadtbeamtengesetz 1993 
geändert werden 

Textgegenüberstellung 
 
 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
 

Kärntner Gemeindebedienstetengesetz - K-GBG 

StF: LGBl Nr 56/1992 (WV) 

Änderung 

LGBl Nr 83/1992 (DFB) 

LGBl Nr 9/1993 (DFB) 

LGBl Nr 39/1993 

LGBl Nr 23/1994 (DFB) 

LGBl Nr 45/1994 

LGBl Nr 12/1995 

LGBl Nr 79/1995 

LGBl Nr 131/1997 

LGBl Nr 71/1998 

 
 

Artikel I 

Das Kärntner Gemeindebedienstetengesetz – K-GBG, LGBl. Nr. 56/1992, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 71/2018, wird wie folgt geändert: 
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LGBl Nr 66/2000 

LGBl Nr 54/2002 

LGBl Nr 57/2002 

LGBl Nr 45/2004 

LGBl Nr 73/2005 

LGBl Nr 67/2008 

LGBl Nr 65/2009 

LGBl Nr 87/2010 

LGBl Nr 43/2011 

LGBl Nr 82/2011 

LGBl Nr 96/2011 

LGBl Nr 11/2013 

LGBl Nr 85/2013 

LGBl Nr 9/2015 

LGBl Nr 26/2017 

LGBL Nr 74/2017 

LGBl Nr 71/2018 
 
 

I. Abschnitt 
 Allgemeine Bestimmungen 

§ 1  
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, auf 
Personen Anwendung, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu 
einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband stehen. § 47 lit. d und § 48 
gelten sinngemäß für Personen, die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis 
zu einer Gemeinde stehen. 

(2) Auf die Bediensteten der Städte mit eigenem Statut findet dieses 
Gesetz keine Anwendung. Der III. Abschnitt findet auf Personen, die in einem 
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Dienstverhältnis zu einem Gemeindeverband stehen, keine Anwendung. Die 
Überweisungsverpflichtungen der Gemeinden nach den §§ 40 und 42 gelten 
nicht für Gemeindeverbände. § 23a gilt nicht für Beamte, soweit diese in 
Betrieben tätig sind. 

(3) Die der Gemeinde nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben sind 
solche des eigenen Wirkungsbereiches. 

(4) Soweit es sich um Dienstverhältnisse zu einem Gemeindeverband 
handelt, tritt an die Stelle des Gemeinderates die Verbandsversammlung 
(Verbandsrat), an die Stelle des Gemeindevorstandes der Verbandsvorstand und 
an die Stelle des Bürgermeisters der Verbandsobmann (Vorsitzende des 
Verbandes). 

1. § 1 Abs. 2 letzter Satz entfällt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Dem § 1 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

(5) § 23 Abs. 2 letzter Satz, § 23 Abs. 4, § 23 Abs. 4a dritter Satz, § 23b  und § 
29b Abs. 5 finden keine Anwendung auf Gemeindebedienstete, soweit diese in 
Betrieben beschäftigt sind. Abweichend vom ersten Satz finden auf 
Gemeindebedienstete, die dem Geltungsbereich des Krankenanstalten-
Arbeitszeitgesetzes unterliegen, § 23 Abs. 2 letzter Satz  und  § 23 Abs. 4a dritter 
Satz Anwendung. 

 
 

§ 2 

Stellenplan 

(1) Der Gemeinderat hat alljährlich vor der Feststellung der übrigen Teile 
des Voranschlages den Stellenplan zu beschließen. Bei der Feststellung dieses 
Stellenplanes ist der Gemeinderat an folgende Richtlinien gebunden: 

a) die Anzahl der Planstellen hat sich auf den zur Bewältigung der 
Aufgaben der Gemeinde notwendigen Umfang zu beschränken; 

b) die Bewertung der im Stellenplan vorgesehenen Planstellen hat nach 
dem notwendigen Bedarf nach Verwendungsgruppen und Dienstklassen unter 
Beachtung der Ernennungserfordernisse des § 6 und der §§ 27 und 28 sowie 
unter Bedachtnahme auf die Verordnung nach Abs. 2 zu erfolgen. Über die für 
die Landesbeamten geltenden Grundsätze der Bewertung gleichartiger 
Planstellen in den Stellenplänen des Landes darf bei der Bewertung der 
einzelnen Planstellen nicht hinausgegangen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Dem § 2 Abs. 1 lit. b wird folgender Satz angefügt: 

Die Planstellen sind gleichzeitig nach Gehaltsklassen und Stellenwerten nach den 
Vorgaben der Modellstellen- und Vordienstzeitenverordnung zu bewerten. 
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(2) Die Landesregierung kann zur Wahrung der im Abs. 1 angeführten 
Grundsätze mit Verordnung einen Normalplan für die Gemeinden nach 
Größengruppen und unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen und sozialen 
Struktur aufstellen. 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Der Entwurf des Stellenplanes ist mindestens zwei Wochen vor der 
Beschlußfassung durch den Gemeinderat der Landesregierung zur 
Begutachtung vorzulegen. 

(4) Der Stellenplan bildet die Grundlage für die Besetzung der Planstellen 
im Verwaltungsjahr. 

(5) Ergibt sich während des Verwaltungsjahres ein weiterer notwendiger 
und dauernder Bedarf an Dienstkräften, so hat der Gemeinderat den Stellenplan 
auch während des Jahres zu ändern. Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten 
sinngemäß. 
 

 

4. § 2 Abs. 2 lautet: 

(2) Die Landesregierung kann nach Anhörung des Kärntner Gemeindebundes 
und der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten mit Verordnung 
Beschäftigungsrahmenpläne für die Gemeinden festlegen, wenn  

 1. dies zur Gewährleistung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit der Gemeindeverwaltung erforderlich ist und  

 2. aufgrund der von den Gemeinden wahrgenommenen Aufgaben und der für 
diese Aufgaben geschaffenen Organisationen und Strukturen in den 
Gemeinden Bezugsgrößen für Be-schäftigungsobergrenzen sachlich 
begründbar sind.  

In den Beschäftigungsrahmenplänen sind für einzelne Gruppen von Gemeinden, 
gegliedert nach Einwohnerzahlen, Gemeindefläche und unter Bedachtnahme auf 
verwaltungsorganisatorische und wirtschaftliche Strukturen, zentralörtliche 
Funktionen und Zweitwohnsitze, Beschäftigungsobergrenzen für 
Gemeindebedienstete festzulegen. Die Regelungen dieses Absatzes gelten nicht für 
Gemeindeverbände. § 5 Abs. 3a und 3b des K-GMG gelten sinngemäß. 

 

 

§ 6a  
Dienstliche Ausbildung 

(1) Die dienstliche Ausbildung soll dem Bediensteten die für die Erfüllung 
seiner dienstlichen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten, 
Erfahrungen und Fertigkeiten vermitteln, sie erweitern und vertiefen. Überdies 
soll die dienstliche Ausbildung zur Erfüllung von Ernennungs- und 
Definitivstellungserfordernissen führen. 

(2) Der Bedienstete hat, wenn es die dienstlichen Interessen erfordern, an 
Ausbildungsveranstaltungen iSd Abs. 1 teilzunehmen. 

(3) Die Arten der dienstlichen Ausbildung sind 

 a) die Grundausbildung und 

 b) die berufsbegleitende Fortbildung. 

(4) Bediensteten ist der Zugang zu angemessenen Aus- und 
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Fortbildungsmöglichkeiten, die die Verbesserung ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten, ihr berufliches Fortkommen und ihre berufliche Mobilität 
fördern, zu ermöglichen, soweit keine dienstlichen Interessen entgegenstehen. 

(5) Der Bedienstete hat jedenfalls einen Anspruch auf Aus- und 
Fortbildung iSd. Abs. 4 (Bildungszeit) im Ausmaß von mindestens: 

 a) einem Arbeitstag pro Jahr, wenn sein Bezug das Gehalt der 
Gehaltsklasse 7 des Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetzes 
nicht erreicht, 

 b) zwei Arbeitstagen pro Jahr, wenn sein Bezug dem Gehalt der 
Gehaltsklasse 7 des Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetzes 
entspricht oder dieses übersteigt. 

Die Teilnahme an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen iSd Abs. 2 wird auf 
die Bildungszeit angerechnet. Die Auswahl der Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen bedarf der Zustimmung des Dienstgebers. 

(6) Die Bildungszeit (Abs. 5) muss im Zusammenhang mit der 
dienstlichen Verwendung stehen und umfasst sowohl die fachlichen als auch 
die sozialen Kompetenzen und die Persönlichkeitsentwicklung des 
Bediensteten. Die Bildungszeit iSd Abs. 2 und 5 gilt als Dienstzeit. 

(7) Die Aufgaben eines Standesbeamten dürfen nur Personen 
wahrnehmen, die die Fachprüfung für Standesbeamte (§ 3 
Personenstandsgesetz 2013 – PStG 2013, BGBl. I Nr. 16/2013) erfolgreich 
abgelegt haben. Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere 
Vorschriften über das Prüfverfahren, die Prüfungsgegenstände und die 
Prüfungskommission sowie die Voraussetzungen für die Zulassung zu dieser 
Prüfung unter Bedachtnahme auf die Rechtsvorschriften im Bereich der 
Personenstandsangelegenheiten und des Matrikenwesens sowie die 
Anforderungen für die Ausübung der Standesbeamtentätigkeit und das 
Ausbildungsziel zu erlassen. Insbesondere ist zu bestimmen, welche Teile der 
Prüfung mündlich und/oder schriftlich abzulegen sind, und welche 
Möglichkeiten zur Wiederholung der Prüfung im Fall des nicht erfolgreichen 
Nachweises der erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse bestehen. § 16 Abs. 
4, 5 und 6 des Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetzes, LGBl. Nr. 96/2011, 
gelten für die Mitglieder der Prüfungskommission sinngemäß. Die 
Prüfungskommission ist bei der für das Personenstandswesen zuständigen 
Abteilung des Amtes der Landesregierung einzurichten. Die Mitglieder der 
Prüfungskommission sind von der Landesregierung zu bestellen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Dem § 6a wird folgender Abs. 8 angefügt: 

(8) §§ 14 bis17 des Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetzes – K-GMG 
gelten sinngemäß. 
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§ 6b  
Grundausbildung 

(1) Die Grundausbildung ist jene dienstliche Ausbildung, die die für die 
jeweilige Verwendungsgruppe erforderlichen allgemeinen und grundlegenden 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt. 

(2) Die Grundausbildung ist je nach den Erfordernissen der Verwendung 
als 

 a) Einführungslehrgang, 

 b) Grundausbildungslehrgang, 

 c) praktische Verwendung (Schulung am Arbeitsplatz), 

 d) Selbststudium oder 

 e) eine Verbindung dieser Ausbildungsarten 

zu gestalten. Durch Verordnung der Landesregierung ist unter Bedachtnahme 
auf die Erfordernisse in den einzelnen Verwendungsgruppen und auf das 
Ausbildungsziel näher zu regeln: 

 a) für welche Verwendungsgruppen eine Grundausbildung vorzusehen 
ist, und 

 b) die Form der Grundausbildung. 

(3) Die Grundausbildung wird mit der erfolgreichen Ablegung der 
Dienstprüfung abgeschlossen. 

(4) Im Einführungslehrgang sind Grundkenntnisse auf folgenden Gebieten 
zu vermitteln: 

 a) Grundzüge des EU-Rechts und der EU-Institutionen; 

 b) Grundzüge des Österreichischen Verfassungs- und 
Verwaltungsrechts (unter besonderer Berücksichtigung des 
Gemeinderechts) sowie der Behördenorganisation; 

 c) Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, der öffentlichen 
Betriebswirtschaftslehre (einschließlich Controlling), des 
Haushaltsrechts und des Public-Managements; 

 d) Grundzüge des Dienst- und Besoldungsrechtes; 

 e) fachspezifische Inhalte. 

(5) Im Grundausbildungslehrgang sind die Kenntnisse in den in Abs. 4 
angeführten Gebieten zu vertiefen. Durch Verordnung der Landesregierung 

6. §§ 6b, 6c, 6d und 6e entfallen. 
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sind unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Verwendung in den 
einzelnen Verwendungsgruppen weitere Gegenstände des 
Grundausbildungslehrganges sowie das jeweilige Unterrichtsausmaß im 
Einführungs- und Grundausbildungslehrgang vorzusehen. 

(6) Die Voraussetzungen für die Teilnahme am Grundausbildungslehrgang 
erfüllen jene Bediensteten, die seit mindestens zwölf Monaten im 
Gemeindedienst stehen. 

(7) Der Besuch des Einführungslehrganges und des 
Grundausbildungslehrganges sowie die Ablegung der Dienstprüfung gelten als 
Dienstzeit. 

§ 6c  
Dienstprüfung 

(1) Die Dienstprüfungen sind mindestens einmal jährlich abzuhalten. Die 
Prüfungstermine sind von der Landesregierung in der Kärntner Landeszeitung 
und im Kärntner Gemeindeblatt zu veröffentlichen. 

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Dienstprüfung sind 

 a) ein Dienstverhältnis zu einer Gemeinde oder einem 
Gemeindeverband, 

 b) der Besuch des Einführungs- und Grundausbildungslehrganges, 
wenn diese in der Verordnung nach § 6b vorgesehen sind, 

 c) eine zumindest 18-monatige zufriedenstellende Verwendung im 
Gemeindedienst. 

(3) Durch Verordnung der Landesregierung können weitergehende 
Zulassungserfordernisse festgelegt werden, die notwendig sind, damit der 
Bedienstete die für die Prüfung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten, 
Erfahrungen und Fertigkeiten erwerben kann. 

§ 6d  
Prüfungskommission 

(1) Bei der für das Dienstrecht der Gemeindebediensteten zuständigen 
Abteilung des Amtes der Landesregierung ist eine Prüfungskommission 
einzurichten. 

(2) Die Prüfungskommission besteht aus dem Vorsitzenden und vier 
weiteren Mitgliedern, die von der Landesregierung auf die Dauer von fünf 
Jahren zu bestellen sind. Für jedes Mitglied der Prüfungskommission ist von 
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der Landesregierung in derselben Weise und für dieselbe Dauer ein 
Stellvertreter für den Fall der Verhinderung des Mitgliedes zu bestellen. Durch 
Verordnung der Landesregierung sind weitere Voraussetzungen für die 
Bestellung als Mitglied (Stellvertreter) der Prüfungskommission unter 
Bedachtnahme auf die Anforderungen an die Mitglieder der 
Prüfungskommission und die Ausbildungserfordernisse festzulegen. 

(3) Das Vorschlagsrecht für ein Mitglied und einen Stellvertreter der 
Prüfungskommission steht der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, 
Landesgruppe Kärnten, zu. Das Vorschlagsrecht für ein Mitglied der 
Prüfungskommission steht dem Kärntner Gemeindebund und für einen 
Stellvertreter dem Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Kärnten, zu. Die 
Landesregierung hat die Vorschlagsberechtigten einzuladen, innerhalb einer 
angemessenen Frist, die nicht kürzer als ein Monat sein darf, ihren Vorschlag 
zu erstatten. Langt innerhalb dieser Frist kein entsprechender Vorschlag bei der 
Landesregierung ein, so hat die Landesregierung die Bestellung ohne 
Bedachtnahme auf das Vorschlagsrecht vorzunehmen. 

(4) Die Mitglieder (Stellvertreter) der Prüfungskommission sind in 
Ausübung dieses Amtes an keine Weisungen gebunden. Die 
Prüfungskommission muss die Landesregierung auf Verlangen über alle 
Gegenstände ihrer Geschäftsführung informieren. 

(5) Die Landesregierung hat ein Mitglied (Stellvertreter) der 
Prüfungskommission vor Ablauf der Funktionsperiode mit Bescheid 
abzuberufen, wenn 

 a) die geistige oder körperliche Eignung nicht mehr gegeben ist, 

 b) die Voraussetzungen für seine Bestellung nicht mehr vorliegen, 

 c) das Mitglied seine Pflichten grob verletzt oder vernachlässigt, oder 

 d) über das Mitglied rechtskräftig eine Disziplinarstrafe verhängt 
wurde. 

(6) Ein Prüfer ist nicht zu Prüfungen heranzuziehen, 

 a) ab Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss, 

 b) während der Zeit einer (vorläufigen) Suspendierung oder 
Außerdienststellung, 

 c) bei Vorliegen von Befangenheitsgründen gemäß § 7 AVG. 

(7) Den Mitgliedern der Prüfungskommission gebührt eine angemessene 
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Entschädigung, deren Höhe unter Bedachtnahme auf den Aufwand der Prüfer 
für die Prüfungstätigkeit und die Vorbereitung mit Verordnung der 
Landesregierung festzusetzen ist. 

§ 6e 

Prüfverfahren 

(1) Das Prüfverfahren ist durch Verordnung der Landesregierung unter 
Bedachtnahme auf die für die jeweilige Verwendung notwendigen Kenntnisse, 
Fähigkeiten, Erfahrungen und Fertigkeiten zu regeln. Insbesondere ist zu 
bestimmen, 

 a) ob die Prüfung mündlich und/oder schriftlich abzulegen ist, 

 b) die Dauer der Prüfung, 

 c) welche Arbeitsbehelfe der Prüfling verwenden darf und 

 d) die Möglichkeiten zur Wiederholung der Prüfung im Fall des nicht 
erfolgreichen Nachweises der erforderlichen Fähigkeiten und 
Kenntnisse. 

(2) Bei der Durchführung von Prüfungen ist auf Behinderungen des 
Bediensteten soweit Rücksicht zu nehmen, als dies mit dem Ausbildungszweck 
vereinbar ist. 
 

§ 23 
Dienstzeit 

(1) Wenn der öffentlich-rechtliche Bedienstete nicht vom Dienst enthoben 
oder seine Abwesenheit vom Dienst gerechtfertigt ist, hat er die im Dienstplan 
vorgeschriebenen Dienststunden einzuhalten. 
 

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten einschließlich der 
Ruhepausen nach § 48b K-DRG 1994 beträgt 40 Stunden. Die 
Wochendienstzeit ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und 
der berechtigten Interessen der öffentlich-rechtlichen Bediensteten durch einen 
Dienstplan möglichst gleichmäßig und bleibend auf die Tage der Woche 
aufzuteilen. Soweit nicht zwingend dienstliche oder sonstige öffentliche 
Interessen entgegenstehen, sind Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage 
dienstfrei zu halten. 
 

(3) entfällt 

7. § 23 Abs. 1 bis 4a wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:  

(1) Wenn der öffentlich-rechtliche Bedienstete nicht vom Dienst enthoben oder 
seine Abwesenheit vom Dienst gerechtfertigt ist, hat er die im Dienstplan 
vorgeschriebenen Dienststunden einzuhalten.  

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Bediensteten einschließlich der 
Ruhepausen nach § 48b K-DRG 1994 beträgt 40 Stunden. Der Dienst des 
Bediensteten ist entweder Normaldienst oder – soweit dies zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebes erforderlich ist – Schichtdienst. Bei Normaldienst sind Sonntage 
und Samstage dienstfrei zu halten, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen 
regelmäßig oder ausnahmsweise anderes erfordern. Die Wochendienstzeit ist, soweit 
möglich, gleichmäßig und gleichbleibend auf die Tage der Woche aufzuteilen, 
wobei sowohl die dienstlichen Erfordernisse wie die berechtigten Interessen der 
Bediensteten zu berücksichtigen sind. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht 
zur Dienstleistung, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen ausnahmsweise 
die Dienstleistung erfordern.  

(3) Die Anordnung von Schichtdienst für Gruppen von Bediensteten oder 
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(4) Bei mehrschichtigem Dienst oder bei Wechseldienst ist ein Schicht- 
oder Wechseldienstplan zu erstellen; hiebei darf im Schicht- oder 
Wechseldienstturnus die regelmäßige Wochendienstzeit im mehrwöchigen 
Durchschnitt nicht überschritten werden. Ist bei mehrschichtigem Dienst oder 
bei Wechseldienst regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und 
wird der öffentlich-rechtliche Bedienstete turnusweise zu solchen Sonn- und 
Feiertagsdiensten unter Festsetzung einer entsprechenden Ersatzruhezeit 
eingeteilt, so gilt der Dienst an dem Sonn- und Feiertag als Werkstagsdienst; 
wird der öffentlich-rechtliche Bedienstete während der Ersatzruhezeit zur 
Dienstleistung herangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. 

(4a) Der Dienstplan nach Abs. 4 ist möglichst frühzeitig bekanntzugeben. 
Er ist für die erste Monatshälfte spätestens bis zum 1. dieses Monats und für die 
zweite Monatshälfte spätestens bis zum 15. dieses Monats festzulegen. Auch 
nach diesem Zeitpunkt kann der Dienstplan aus wichtigen dienstlichen Gründen 
geändert werden. 
 
 
 
 
 
 

(5) entfällt. 

einzelne Bedienstete erfolgt durch den Gemeinderat, die Festlegung der einzelnen 
Dienstpläne obliegt dann dem dazu ermächtigten Dienstvorgesetzten. Schichtdienst 
liegt vor, wenn sich die Gemeindebediensteten an Arbeitsstätte oder Arbeitsplatz mit 
oder ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung der Dienstzeiten ablösen und 
dabei die Lage der Dienstzeit der betroffenen Gemeindebediensteten in regelmäßiger 
Abfolge wechselt. Schichtdienst darf nur angeordnet werden, wenn der 
Dienstbetrieb aus organisatorischen Gründen über die Zeit der üblichen 
Normaldienstpläne hinaus aufrechterhalten werden muss.  

(4) Bei Schichtdienst darf die Wochendienstzeit in einer Woche um bis zu 
zwölf Stunden überschritten oder unterschritten werden, wenn innerhalb eines 
Durchrechnungszeitraumes von einem Monat die Wochendienstzeit durchschnittlich 
erreicht wird. Ein Zeitguthaben entsteht durch Überschreiten der Wochendienstzeit 
im Durchrechnungszeitraum. Es darf fünfzehn Stunden im Durchrechnungszeitraum 
nicht überschreiten. Das Zeitguthaben ist im folgenden Durchrechnungszeitraum 
auszugleichen. Ist der Ausgleich im folgenden Durchrechnungszeitraum aus 
dienstlichen Gründen nicht möglich,  sind die betreffenden Stunden nach § 36 
abzugelten. 

(4a) Der Dienstplan hat auch bei Schichtdienst die Dienstzeiten möglichst 
gleichbleibend und gleichmäßig festzulegen. Samstage und Sonntage sind dienstfrei 
zu halten, soweit die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nicht auch an diesen 
Tagen erforderlich ist. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht zur 
Dienstleistung, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen die Dienstleistung 
erfordern. Für die infolge eines gesetzlichen Feiertages oder der Ersatzruhe 
ausgefallene Arbeit behält der Gemeindebedienstete seinen Anspruch auf Entgelt. 
An jedem Feiertag, an dem der Gemeindebedienstete im Schichtdienst nicht zur 
Dienstleistung herangezogen wird, verringert sich die wöchentliche Solldienstzeit 
um die an diesem Tag für den den Dienst verrichtenden Gemeindebediensteten 
vorgesehene Dienstzeit, es sei denn, der Feiertag fällt auf einen Samstag oder 
Sonntag.  

(5) Der Dienstplan bei Schichtdienst ist möglichst frühzeitig bekanntzugeben. 
Er ist für den jeweiligen Monat bis zum 15. des Vormonates festzulegen. Auch nach 
diesem Zeitpunkt kann der Dienstplan aus wichtigen dienstlichen Gründen geändert 
werden.  
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5. Unterabschnitt  
Sonstige Dienstpflichten 

§ 24 
Anzeige der Dienstverhinderung 

(1) Außer im Falle einer Krankheit oder eines anderen begründeten 
Hindernisses darf kein öffentlich-rechtlicher Bediensteter ohne Bewilligung 
seines unmittelbaren Vorgesetzten vom Dienste wegbleiben. Der öffentlich-
rechtliche Bedienstete hat die Dienstverhinderung dem unmittelbaren 
Vorgesetzten unverzüglich anzuzeigen und auf Verlangen den Grund der 
Verhinderung nachzuweisen. 

(2) Ist der Beamte durch Krankheit, Unfall oder Gebrechen an der 
Ausübung seines Dienstes verhindert, so hat er seinem Vorgesetzten eine 
ärztliche Bescheinigung über den Beginn der Krankheit und nach Möglichkeit 
über die voraussichtliche Dauer der Dienstverhinderung vorzulegen, wenn er 
dem Dienst länger als drei Arbeitstage fernbleibt oder der Vorgesetzte oder der 
Bürgermeister es verlangt. Kommt der Beamte dieser Verpflichtung nicht nach, 
entzieht er sich einer zumutbaren Krankenbehandlung oder verweigert er die 
zumutbare Mitwirkung an einer ärztlichen Untersuchung, so gilt die 
Abwesenheit vom Dienst nicht als gerechtfertigt. 

(3) Bestehen berechtigte Zweifel an der für die Erfüllung der dienstlichen 
Aufgaben erforderlichen körperlichen oder geistigen Eignung des Beamten, so 
hat sich dieser auf Anordnung des Bürgermeisters einer ärztlichen 
(fachärztlichen) Untersuchung zu unterziehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8. Dem § 24 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) Die Teilnahme am Einsatz bei einer nach dem Kärntner Rettungsdienst-
Förderungsgesetz anerkannten Rettungsorganisation oder am Einsatz bei einer 
Freiwilligen Feuerwehr gilt als gerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst, für deren 
Dauer die Bezüge nicht entfallen. Der Beamte hat dem Dienstgeber den Zeitpunkt 
und die voraussichtliche Dauer der dienstlichen Abwesenheit im Vorhinein 
mitzuteilen, sofern dies möglich und zumutbar ist. 
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29a 
Überstundenvergütung 

(1) Dem Beamten gebührt für Überstunden, die nicht bis zum Ende des auf 
die Leistung der Überstunden folgenden Monats durch Freizeit ausgeglichen 
werden, eine Überstundenvergütung. Soweit keine dienstlichen Interessen 
entgegenstehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf Antrag des 
Beamten oder mit dessen Zustimmung erstreckt werden. 

(2) Überstunden außerhalb der Nachtzeit sind vor Überstunden in der 
Nachtzeit (22.00 bis 6.00 Uhr) auszugleichen. 

(3) Dem Beamten gebührt für Überstunden, 

 1. die nicht in Freizeit oder 

 2. die gemäß § 23 Abs. 8 lit. c oder Abs. 9 lit. C im Verhältnis 1 : 1 in 
Freizeit aus geglichen werden eine Überstundenvergütung. 

(4) Die Überstundenvergütung umfasst 

 1. im Fall des § 23 Abs. 8 lit. b oder Abs. 9 lit. B die Grundvergütung und 
den Überstundenzuschlag, 

 2. im Fall des § 23 Abs. 8 lit. c oder Abs. 9 lit. C den 
Überstundenzuschlag. 

(5) Die Grundvergütung für die Überstunde ist durch die Teilung des die 
Bemessungsgrundlage bildenden Betrages durch die 4,33fache Anzahl der für 
den Beamten gemäß § 23 Abs. 2 geltenden Wochenstundenzahl zu ermitteln. 
Die Bemessungsgrundlage besteht aus dem Gehalt zuzüglich einer allfälligen in 
§ 151 Abs. 3 K-DRG 1994 angeführten Zulage des Beamten. 

(6) Der Überstundenzuschlag beträgt 

 1. für Überstunden gemäß § 23 Abs. 8 
 a) außerhalb der Nachtzeit 50%, 
 b) während der Nachtzeit (22.00 bis 6.00 Uhr) 100% und 

 2. für Überstunden gemäß § 23 Abs. 9 25% der Grundvergütung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

9. § 29a Abs. 5 letzter Satz wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

Die Bemessungsgrundlage besteht aus dem Gehalt zuzüglich einer allfälligen 
Dienstalterszulage, Dienstzulage, Personalzulage, Verwaltungsdienstzulage, 
Verwendungszulage, Pflegedienstzulage und Ergänzungszulage. 
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(7) Abrechnungszeitraum für die Überstundenvergütung ist der 
Kalendermonat. Die im Kalendermonat geleisteten Überstunden sind 
zusammenzuzählen. Für Bruchteile von Überstunden, die sich dabei ergeben, 
gebührt dem Beamten der verhältnismäßige Teil der Überstundenvergütung. 

(8) Die Teilnahme an Empfängen und gesellschaftlichen Veranstaltungen 
begründet, auch wenn sie dienstlich notwendig ist, weder einen Anspruch auf 
Freizeitausgleich noch einen Anspruch auf Überstundenvergütung. 

(9) Wären zusätzliche Dienstleistungen nach § 23 Abs. 9, mit denen die 
regelmäßige Wochendienstzeit nach § 23 Abs. 2 überschritten wird, mit 
verschieden hohen Überstundenzuschlägen abzugelten, so sind zunächst jene 
Dienstleistungen abzugelten, für die die höheren Überstundenzuschläge 
gebühren. 
 
 

§ 29b 
 Sonn- und Feiertagsvergütung (Sonn- und Feiertagszulage) 

(1) Soweit in Abs. 5 nichts anderes bestimmt ist, gebührt dem Beamten für 
jede Stunde der Dienstleistung an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag an 
Stelle der Überstundenvergütung nach § 29a eine Sonn- und Feiertags-
vergütung. 

(2) Die Sonn- und Feiertagsvergütung besteht aus der Grundvergütung 
nach § 29a Abs. 5 und einem Zuschlag. Der Zuschlag beträgt für 
Dienstleistungen bis einschließlich der achten Stunde 100 vH und ab der 
neunten Stunde 200 vH der Grundvergütung. 

(3) Für Zeiten einer zusätzlichen Dienstleistung nach § 23 Abs. 9 beträgt 
der Zuschlag abweichend von Abs. 2 für Dienstleistungen bis einschließlich der 
achten Stunde 25% und ab der neunten Stunde 50%. 

(4) Ist nach dem Dienstplan regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu 
leisten und wird der Beamte turnusweise zu solchen Sonn- und 
Feiertagsdiensten unter Gewährung einer entsprechenden Ersatzruhezeit 
eingeteilt, so gilt der Dienst an dem Sonn- und Feiertag als Werktagsdienst; 
wird der Beamte während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung herangezogen, 
so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. 

(5) Dem unter Abs. 4 fallenden Beamten, der an einem Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag Dienst leistet, gebührt für jede Stunde einer solchen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10. Nach § 29b Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefügt: 

(5a) Dem unter Abs. 4 fallenden Beamten in Betrieben, der an einem Sonntag 
Dienst leistet, gebührt für jede Stunde einer solchen Dienstleistung eine 
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Dienstleistung eine Sonn- oder Feiertagszulage im Ausmaß von 1,5 vT des 
Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V. 
 
 

(6) Abrechnungszeitraum für die Sonn- und Feiertagsvergütung ist der 
Kalendermonat. Die im Kalendermonat an Sonn- oder Feiertagen geleisteten 
Überstunden sind zusammenzuzählen. Für Bruchteile von Überstunden, die 
sich dabei ergeben, gebührt dem Beamten der verhältnismäßige Teil der Sonn- 
und Feiertagsvergütung. 

(7) § 29a Abs. 7 bis 9 sind sinngemäß anzuwenden. 

Sonntagszulage im Ausmaß von 1,5 v. T. des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der 
Dienstklasse V. 

 

 

§ 37 

Sonderurlaub 

(1) Dem öffentlich-rechtlichen Bediensteten kann auf sein Ansuchen aus 
wichtigen persönlichen oder familiären Gründen oder aus einem sonstigen 
besonderen Anlaß ein Sonderurlaub gewährt werden. 

(2) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der öffentlich-rechtliche 
Bedienstete den Anspruch auf die vollen Bezüge. (3) Der Sonderurlaub darf nur 
gewährt werden, wenn keine zwingenden dienstlichen Erfordernisse 
entgegenstehen und darf die dem Anlaß angemessene Dauer nicht übersteigen. 

(4) Zur Gewährung eines Sonderurlaubes, der ununterbrochen nicht mehr 
als ein Monat dauern soll, ist der Bürgermeister, und zur Gewährung eines 
Sonderurlaubes, der ununterbrochen länger als ein Monat dauern soll, der 
Gemeinderat berufen. 

(5) Für die erfolgreiche Ablegung der Dienstprüfung gebührt dem 
Beamten jedenfalls ein Sonderurlaub von fünf Arbeitstagen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. § 37 Abs. 5 lautet: 

(5) Dem Beamten gebührt jedenfalls ein Sonderurlaub für 

 1. die erfolgreiche Ablegung der Dienstprüfung und 

 2. Fortbildungen im Rahmen seiner Tätigkeit bei einer oder mehreren nach 
dem Kärntner Rettungsdienst-Förderungsgesetz anerkannten 
Rettungsorganisationen oder im Rahmen seiner Tätigkeit bei einer 
Freiwilligen Feuerwehr  

im Gesamtausmaß der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen 
Dienstzeit des Beamten pro Jahr. 
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Gesetz vom 9. Juli 1992 über das Dienstrecht der Vertragsbedienste- 

ten der Gemeinden (Kärntner Gemeindevertragsbedienstetengesetz - 

K-GVBG) 

StF: LGBl Nr 95/1992 

Änderung 
 

LGBl Nr 9/1993 (DFB) 

LGBl Nr 45/1994 

LGBl Nr 76/1995 

LGBl Nr 34/1996 

LGBl Nr 131/1997 

LGBl Nr 71/1998 

LGBl Nr 66/2000 

LGBl Nr 54/2002 

LGBl Nr 45/2004 

LGBl Nr 73/2005 

LGBl Nr 67/2008 

LGBl Nr 87/2010 

LGBl Nr 43/2011 

LGBl Nr 82/2011 

LGBl Nr 96/2011 

LGBl Nr 11/2013 

LGBl Nr 85/2013 

LGBl Nr 9/2015 

LGBl Nr 30/2015 

LGBl Nr 26/2017 

LGBl Nr 74/2017 

Artikel II 

Das Kärntner Gemeindevertragsbedienstetengesetz – K-GVBG, LGBl. Nr. 
95/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. /2017, wird wie folgt 
geändert: 
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LGBl Nr 71/2018 
 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet, soweit nicht in Abs. 2 bis 6 etwas anderes 
bestimmt ist, auf Personen Anwendung, die in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis zu einer Kärntner Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
stehen. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 

 a) Landarbeiter iSd Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG, 

 b) Lehrer iSd Art. 14 Abs. 2 und 14a Abs. 3 lit. b B-VG, 

 c) entfällt (LGBl. Nr. 82/2011, Art. V, Z 1), 

 d) Bauarbeiter iSd Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes 
1972 (BUAG), BGBl. Nr. 414, 

 e) Lehrlinge iSd Berufsausbildungsgesetzes (BAG), BGBl. Nr. 
142/1969, 

 f) Hausbesorger, 

 g) Bedienstete der Städte mit eigenem Statut, 

(3) Auf Personen iSd Abs. 2 lit. e finden abweichend von Abs. 2 §§ 65a 
und 73a Anwendung. (LGBl. Nr. 82/2011, Art. V, Z 2) 

(4) Für Bauarbeiter gilt das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 
1972 (BUAG), BGBl. Nr. 414, idF BGBl. Nr. 143/2004. 

(5) Für Hausbesorger gilt das Hausbesorgergesetz, BGBl. Nr. 16/1970, idF 
BGBl. I Nr. 44/2000. 

(6) § 21a gilt nicht für Bedienstete, soweit diese in Betrieben beschäftigt 
sind. 
 
 
 
 

(7) Soweit in diesem Gesetz Bezeichnungen in ausschließlich männlicher 
oder ausschließlich weiblicher Form verwendet werden, sind beide 
Geschlechter gemeint 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. § 1 Abs. 6 lautet: 

(6) § 21 Abs. 3 dritter Satz, § 21 Abs. 5, § 21 Abs. 5a dritter Satz, § 21b, § 23 
Abs. 1 und 2 und § 41b Abs. 5 finden keine Anwendung auf 
Gemeindevertragsbedienstete, soweit diese in Betrieben beschäftigt sind. 
Abweichend vom ersten Satz finden auf Gemeindevertragsbedienstete, die dem 
Geltungsbereich des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes unterliegen, § 21 Abs. 3 
dritter Satz  und  § 21 Abs. 5a dritter Satz Anwendung. 

. 
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§ 3 

Stellenplan 

(1) Der Gemeinderat hat alljährlich vor der Feststellung der übrigen Teile 
des Voranschlages den Stellenplan zu beschließen. Bei der Feststellung dieses 
Stellenplanes hat der Gemeinderat 

 a) die Anzahl der Planstellen auf den zur Bewältigung der Aufgaben 
der Gemeinde notwendigen Umfang zu beschränken, 

 b) die Bewertung der im Stellenplan vorgesehenen Planstellen nach 
dem notwendigen Bedarf unter Beachtung der §§ 27 und 29 dieses 
Gesetzes und nach Verwendungsgruppen und Dienstklassen iSd §§ 
27 und 28 des K-GBG vorzunehmen, 

 c) Planstellen, die mit Bediensteten besetzt werden sollen, deren 
Dienstverhältnis acht Monate nicht übersteigt, als solche zu 
kennzeichnen (Planstellen für Saisonbedienstete). 

(2) Die Landesregierung kann zur Wahrung der in Abs. 1 angeführten 
Grundsätze mit Verordnung einen Normalplan für die Gemeinden nach 
Größengruppen und unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen und sozialen 
Struktur aufstellen. Die Zahl und Wertigkeit der Planstellen der einzelnen 
Gemeinde ist im Rahmen des Nor-malplanes festzulegen. Darüber 
hinausgehende Planstellen dürfen nur vorgesehen wer-den, wenn in dem 
Gutachten der Landesregierung (Abs. 3) festgestellt wird, daß in der 
betreffenden Gemeinde ein über die Zahl der im Normalplan vorgesehenen 
Planstellen dauernder Bedarf an solchen Planstellen gegeben ist. Ihre 
Wertigkeit ist nach Entlohnungsgruppen unter Bedachtnahme auf die 
Wertigkeit der für den jeweiligen Aufgabenbereich vorgesehenen Tätigkeiten 
festzulegen; sie darf die für die Planstelle des Amtsleiters vorgesehene 
Wertigkeit nicht überschreiten. 

(3) Der Entwurf des Stellenplanes ist mindestens zwei Wochen vor der Be-
schlußfassung durch den Gemeinderat der Landesregierung zur Begutachtung 
vorzulegen. 

(4) Der Stellenplan bildet die Grundlage für die Besetzung der Planstellen 
im Verwaltungsjahr. 

 
 
 
 
 

2. § 3 Abs. 1 und 2 werden durch folgende Abs. 1, 2 und 2a ersetzt: 

(1) Der Gemeinderat hat alljährlich vor der Feststellung der übrigen Teile des 
Voranschlages den Stellenplan zu beschließen, aus dem die 
Beschäftigungsobergrenzen aller Gemeindebediensteten für das folgende Jahr zu 
entnehmen sind. Nicht aufzunehmen in den Stellenplan sind  

 1. Gemeindebedienstete, deren Dienstverhältnis die Dauer von acht Monaten 
im Kalenderjahr nicht überschreitet,  

 2. Gemeindebedienstete, die fallweise verwendet werden, und  

 3. Gemeindebedienstete, die im Rahmen von gemeinnützigen 
Beschäftigungsprojekte aufgenommen werden. 

 (2) Bei der Feststellung dieses Stellenplanes hat der Gemeinderat  

 1. die Anzahl der Planstellen unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit auf den zur 
Bewältigung der Aufgaben der Gemeinde notwendigen Umfang zu 
beschränken,  

 2. die Bewertung der im Stellenplan vorgesehenen Planstellen unter 
Beachtung der §§ 27 und 29 dieses Gesetzes, nach Verwendungsgruppen 
und Dienstklassen iSd §§ 27 und 28 des K-GBG und nach Gehaltsklassen 
und Stellenwert nach den Vorgaben der Modellstellen- und 
Vordienstzeitenverordnung vorzunehmen und 

 3. die Festlegungen des Beschäftigungsrahmenplans (Abs. 2a) einzuhalten. 

(2a) Die Landesregierung kann nach Anhörung des Kärntner Gemeindebundes 
und der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten mit Verordnung 
Beschäftigungsrahmenpläne für die Gemeinden festlegen, wenn  

 1. dies zur Gewährleistung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit der Gemeindeverwaltung erforderlich ist und  

 2. aufgrund der von den Gemeinden wahrgenommenen Aufgaben und der für 
diese Aufgaben geschaffenen Organisationen und Strukturen in den 
Gemeinden Bezugsgrößen für Be-schäftigungsobergrenzen sachlich 
begründbar sind.  
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(5) Ergibt sich während des Verwaltungsjahres ein weiterer notwendiger 
und dauernder Bedarf an Bediensteten oder an einer Neubewertung von 
Planstellen, so hat der Gemeinderat den Stellenplan auch während des Jahres zu 
ändern. Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß. 

(6) Durch die Abs. 1 bis 5 werden die wechselseitigen Rechtsbeziehungen 
zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer nicht berührt. 

In den Beschäftigungsrahmenplänen sind für einzelne Gruppen von Gemeinden, 
gegliedert nach Einwohnerzahlen, Gemeindefläche und unter Bedachtnahme auf 
verwaltungsorganisatorische und wirtschaftliche Strukturen, zentralörtliche 
Funktionen und Zweitwohnsitze, Beschäftigungsobergrenzen für 
Gemeindebedienstete festzulegen. Bedienstete iSd Abs. 1 Z 1 sind nicht auf die 
Beschäftigungsobergrenzen anzurechnen. Die Regelungen dieses Absatzes gelten 
nicht für Gemeindeverbände. § 5 Abs. 3a und 3b des K-GMG gelten sinngemäß. 

 
 

§ 5 

Dienstvertrag 

(1) Dem Vertragsbediensteten ist eine schriftliche Ausfertigung des 
Dienstvertrages und allfälliger Nachträge zum Dienstvertrag auszufolgen. Die 
Ausfertigung ist von beiden Vertragsteilen zu unterzeichnen. 10 

(2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls folgende Bestimmungen zu enthalten: 

 a) den Zeitpunkt des Beginnes des Dienstverhältnisses; 

 b) den Dienstort oder örtlichen Verwaltungsbereich; 

 c) die Dauer des Dienstverhältnisses (Dienstverhältnis auf Probe, auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit); 

 d) das Ausmaß der Beschäftigung (Vollbeschäftigung, 
Teilbeschäftigung); 

 e) die Beschäftigungsart, sowie das der Beschäftigungsart 
entsprechende Entlohnungsschema und die entsprechende 
Entlohnungsgruppe; 

 f) den Hinweis, daß dieses Gesetz und die zu seiner Durchführung 
erlassenen Verordnungen in ihrer jeweils geltenden Fassung auf das 
Dienstverhältnis Anwendung finden; 

 g) die Frist, innerhalb der die Dienstprüfung abzulegen ist. 

(2a) Die Frist nach Abs. 2 lit. g darf höchstens vier Jahre ab Beginn des 
Dienstverhältnisses betragen. 

(3) Das Dienstverhältnis gilt nur dann als auf bestimmte Zeit eingegangen, 
wenn es von vornherein auf die Besorgung einer bestimmten, zeitlich 
begrenzten Arbeit oder auf eine kalendermäßig bestimmte Zeit abgestellt ist. 
Ein Dienstverhältnis auf Probe kann nur auf die Höchstdauer eines Monates 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. In § 5 Abs. 4 wird der Ausdruck „zwölf Monate“ durch den Ausdruck „zwei 
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eingegangen werden. 

(4) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit eingegangen worden ist, 
kann auf bestimmte Zeit einmal verlängert werden; die Verlängerung darf 
zwölf Monate nicht überschreiten. Wird das Dienstverhältnis darüber hinaus 
fortgesetzt, so gilt es als vom Anfang an auf unbestimmte Zeit begründet. 

(5) Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit abgeschlossenen 
Dienstverhältnis dürfen gegenüber Vertragsbediensteten mit einem auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossenen Dienstverhältnis nicht benachteiligt werden, 
es sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine unterschiedliche Behandlung. 

Jahre“ ersetzt. 

§ 18a  
Ausbildung und Fortbildung 

(1) §§ 6a bis 6e des Gemeindebedienstetengesetzes 1992 gelten sinngemäß 

(2) entfällt. 

4. § 18a lautet: 

§ 18a  
Ausbildung und Fortbildung 

§ 6a des Kärntner Gemeindebedienstetengesetzes – K-GBG gilt sinngemäß. 
 

§ 21 

Dienstzeit 

(1) Die regelmäßig wöchentliche Dienstzeit (Wochendienstzeit) des 
Bediensteten einschließlich der Ruhepausen nach § 48b K-DRG 1994 beträgt 
40 Stunden. Die Dienstzeit des einzelnen Bediensteten ist vom Bürgermeister 
oder von dem vom Bürgermeister dazu ermächtigten Dienstvorgesetzten nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen in einem Dienstplan festzulegen. Der 
Bedienstete hat die in seinem Dienstplan vorgesehenen Dienstzeiten 
einzuhalten, wenn er nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder sonst 
gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist. Dies gilt für Kindergärtner(innen), 
Sonderkindergärtner(innen) und Hortner(innen) mit der Maßgabe, daß in 19 die 
wöchentliche Dienstzeit von 40 Stunden täglich eine Stunde als 
Vorbereitungszeit einzurechnen ist. Die Hälfte der Vorbereitungszeit ist am 
Arbeitsplatz zu verbringen. 

(2) Der Dienst des Bediensteten ist entweder Normaldienst oder – soweit 
dies zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes erforderlich ist – Schichtdienst. 
Die Anordnung von Schichtdienst für Gruppen von Bediensteten oder einzelne 
Bedienstete erfolgt durch den Gemeinderat, die Festlegung der einzelnen 
Dienstpläne obliegt dann dem dazu ermächtigten Dienstvorgesetzten. 

(3) Bei Normaldienst sind Sonntage und Samstage dienstfrei zu halten, 
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soweit nicht zwingende dienstliche Interessen regelmäßig oder ausnahmsweise 
anderes erfordern. Die Wochendienstzeit ist soweit möglich gleichmäßig und 
gleichbleibend auf die Tage der Woche aufzuteilen, wobei sowohl die 
dienstlichen Erfordernisse wie die berechtigten Interessen der Bediensteten zu 
berücksichtigen sind. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht zur 
Dienstleistung, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen ausnahmsweise 
die Dienstleistung erfordern. Für die infolge eines gesetzlichen Feiertages oder 
der Ersatzruhe (§ 48d Abs. 2 K-DRG 1994) ausgefallene Arbeit behält der 
Bedienstete seinen Anspruch auf Entgelt. 
 

(4) entfällt. 
 
 
 
 

(5) Schichtdienst liegt vor, wenn sich Dienstnehmer an Arbeitsstätte oder 
Arbeitsplatz mit oder ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung der 
Arbeitszeiten ablösen und dabei die Lage der Arbeitszeit der betroffenen 
Bediensteten in regelmäßiger Abfolge wechselt. Schichtdienst darf nur 
angeordnet werden, wenn der Dienstbetrieb aus organisatorischen Gründen 
über die Zeit der üblichen Normaldienstpläne hinaus aufrechterhalten werden 
muß. Bei Schichtdienst darf die Wochendienstzeit in einer Woche um bis zu 
zwölf Stunden überschritten oder unterschritten werden, wenn innerhalb eines 
Durchrechnungszeitraumes von vier Wochen die Wochendienstzeit durch-
schnittlich erreicht wird. Der Dienstplan hat auch bei Schichtdienst die 
Dienstzeiten möglichst gleichbleibend und gleichmäßig festzulegen. Samstage 
und Sonntage sind dienstfrei zu halten, soweit die Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes nicht auch an diesen Tagen erforderlich ist. An gesetzlichen 
Feiertagen entfällt die Pflicht zur Dienstleistung, soweit nicht zwingende 
dienstliche Interessen die Dienstleistung erfordern. Für die infolge eines 
gesetzlichen Feiertages oder der Ersatzruhe (§ 48d Abs. 2 K-DRG 1994) 
ausgefallene Arbeit behält der Bedienstete seinen Anspruch auf Entgelt. An 
jedem Feiertag, an dem der Bedienstete im Schichtdienst nicht zur 
Dienstleistung herangezogen wird, verringert sich die wöchentliche 
Solldienstzeit um die an diesem Tag für die den Dienst verrichtenden 
Bediensteten vorgesehene Dienstzeit, es sei denn, der Feiertag fällt auf einen 
Samstag oder Sonntag. 

(6) Der Dienstplan bei Schichtdienst ist möglichst frühzeitig 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. § 21 Abs. 4 bis 6 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

(4) Schichtdienst liegt vor, wenn sich die Gemeindebediensteten an 
Arbeitsstätte oder Arbeitsplatz mit oder ohne wesentliche zeitmäßige 
Überschneidung der Dienstzeiten ablösen und dabei die Lage der Dienstzeit der 
betroffenen Gemeindebediensteten in regelmäßiger Abfolge wechselt. Schichtdienst 
darf nur angeordnet werden, wenn der Dienstbetrieb aus organisatorischen Gründen 
über die Zeit der üblichen Normaldienstpläne hinaus aufrechterhalten werden muss.  

(5) Bei Schichtdienst darf die Wochendienstzeit in einer Woche um bis zu 
zwölf Stunden überschritten oder unterschritten werden, wenn innerhalb eines 
Durchrechnungszeitraumes von einem Monat die Wochendienstzeit durchschnittlich 
erreicht wird. Ein Zeitguthaben entsteht durch Überschreiten der Wochendienstzeit 
im Durchrechnungszeitraum. Es darf fünfzehn Stunden im Durchrechnungszeitraum 
nicht überschreiten. Das Zeitguthaben ist im folgenden Durchrechnungszeitraum 
auszugleichen. Ist der Ausgleich im folgenden Durchrechnungszeitraum aus 
dienstlichen Gründen nicht möglich,  sind die betreffenden Stunden nach § 36 
abzugelten. 

(5a) Der Dienstplan hat auch bei Schichtdienst die Dienstzeiten möglichst 
gleichbleibend und gleichmäßig festzulegen. Samstage und Sonntage sind dienstfrei 
zu halten, soweit die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nicht auch an diesen 
Tagen erforderlich ist. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht zur 
Dienstleistung, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen die Dienstleistung 
erfordern. Für die infolge eines gesetzlichen Feiertages oder der Ersatzruhe (§ 33 
Abs. 2) ausgefallene Arbeit behält der Gemeindebedienstete seinen Anspruch auf 
Entgelt. An jedem Feiertag, an dem der Gemeindebedienstete im Schichtdienst nicht 
zur Dienstleistung herangezogen wird, verringert sich die wöchentliche 
Solldienstzeit um die an diesem Tag für den den Dienst verrichtenden 
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bekanntzugeben. Er ist für die erste Monatshälfte spätestens bis zum 1. dieses 
Monats und für die 2. Monatshälfte spätestens bis zum 15. dieses Monats 
festzulegen. Auch nach diesem Zeitpunkt kann der Dienstplan aus wichtigen 
dienstlichen Gründen geändert werden. 

(7) Für Bedienstete, in deren Dienstzeit regelmäßig und in erheblichem 
Umfang Zeiten von Dienstbereitschaft oder Wartezeiten anfallen, die sich 
organisatorisch nicht vermeiden lassen, kann der Gemeinderat die regelmäßige 
wöchentliche Dienstzeit um höchstens 20 Stunden verlängern (verlängerter 
Dienstplan). 

(8) entfällt. 

(9) entfällt 
 

Gemeindebediensteten vorgesehene Dienstzeit, es sei denn, der Feiertag fällt auf 
einen Samstag oder Sonntag.  

(6) Der Dienstplan bei Schichtdienst ist möglichst frühzeitig bekanntzugeben. 
Er ist für den jeweiligen Monat bis zum 15. des Vormonates festzulegen. Auch nach 
diesem Zeitpunkt kann der Dienstplan aus wichtigen dienstlichen Gründen geändert 
werden. 

 

 

§ 24  
Dienstverhinderung 

(1) Ist ein Vertragsbediensteter verhindert, seinen Dienst zu versehen, so 
hat er dies ohne Verzug seinem Vorgesetzten anzuzeigen und auf dessen 
Verlangen den Grund für die Dienstverhinderung zu bescheinigen. 

(2) Ein wegen Krankheit, Unfalles oder Gebrechens vom Dienst 
abwesender Vertragsbediensteter ist, dauert die Dienstverhinderung länger als 
drei Arbeitstage, verpflichtet, eine ärztliche Bescheinigung ohne Verlangen des 
Vorgesetzten vorzulegen. 

(3) Kommt der Vertragsbedienstete den in den Abs. 1 und 2 genannten 
Verpflichtungen nicht nach, entzieht er sich einer zumutbaren 
Krankenbehandlung oder verweigert er die zumutbare Mitwirkung an einer 
ärztlichen Untersuchung, so gilt die Abwesenheit vom Dienst als nicht 
gerechtfertigt, und er verliert für die Dauer der Säumnis den Anspruch auf seine 
Bezüge, es sei denn, er macht glaubhaft, daß der Erfüllung dieser Verpflichtung 
unabwendbare Hindernisse entgegengestanden sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Dem § 24 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) Die Teilnahme am Einsatz bei einer nach dem Kärntner Rettungsdienst-
Förderungsgesetz anerkannten Rettungsorganisation oder am Einsatz bei einer 
Freiwilligen Feuerwehr gilt als gerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst, für deren 
Dauer die Bezüge nicht entfallen. Der Vertragsbedienstete hat dem Dienstgeber den 
Zeitpunkt und die voraussichtliche Dauer der dienstlichen Abwesenheit im 
Vorhinein mitzuteilen, sofern dies möglich und zumutbar ist. 
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§ 26  
Bezüge 

(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das Monatsentgelt und allfällige 
Zulagen. Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt zu 
bemessen sind, sind Dienstzulagen, die Verwaltungs-dienstzulage, die 
Personalzulage, die Verwendungszulage, die Pflegedienstzulage, die 
Kindergartenleiter-zulage und die Ergänzungszulage dem Monatsentgelt 
zuzuzählen 

(2) Außer dem Monatsentgelt gebührt dem Vertragsbediensteten für jedes 
Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von 50 v.H. des 
Monatsentgeltes und der Kinderzulage, die ihm für den Monat der Auszahlung 
zustehen. Steht ein Vertrags-bediensteter während des Kalendervierteljahres, 
für das die Sonderzahlung gebührt, nicht ununterbrochen im Genuß des vollen 
Monatsentgeltes und der vollen Haushalts-zulage, so gebührt ihm als 
Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Als Monat der Auszahlung gilt 
beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis jedenfalls der Monat des 
Ausscheidens. 

(3) Soweit in diesem Gesetz Geldbeträge festgesetzt sind, ist die 
Landesregierung ermächtigt, diese mit Verordnung wie folgt zu erhöhen: 

 a) Kommt es zu einer Vereinbarung über die Höhe des Gehaltes oder 
sonstiger Zuwendungen, die den in diesem Gesetz festgelegten 
Beträgen dem Grunde nach vergleichbar sind, zwischen den 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und den 
Dienstgebervertretungen auf Bundesebene, dann ist diese Verein-
barung der Erhöhung zu Grunde zu legen, soferne keine Vereinbarung 
nach lit. b geschlossen wurde; 

 b) wird eine Vereinbarung im Sinne der lit. a der Gewerkschaft der 
Gemeinde-bediensteten, Landesgruppe Kärnten, und dem Kärntner 
Gemeindebund abgeschlossen, so ist diese Vereinbarung der Erhöhung 
zu Grunde zu legen. Verordnungen zur Anpassung von Beträgen 
dürfen auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 

(4) Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, sind die 
Bestimmungen des Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994, LGBl. 

 

7. § 26 Abs. 1 lautet: 

(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das Monatsentgelt und allfällige 
Zulagen. Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt zu bemessen 
sind und im Einzelnen nichts anderes bestimmt ist, sind Dienstzulagen, die 
Verwaltungsdienstzulage, die Personalzulage, die Verwendungszulage, die 
Pflegedienstzulage, die Kindergartenleiterzulage und die Ergänzungszulage dem 
Monatsentgelt zuzuzählen. 
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Nr. 73, sinngemäß mit der Maßgabe, daß sich die Zuständigkeiten nach § 2 
dieses Gesetzes richten, anzuwenden. § 26b K-LVBG findet keine Anwendung. 
 

§ 41a 
Überstundenvergütung 

(1) Dem Bediensteten gebührt für Überstunden, die nicht bis zum Ende 
des auf die Leistung der Überstunden folgenden Monats durch Freizeit 
ausgeglichen werden, eine Überstundenvergütung. Soweit keine dienstlichen 
Interessen entgegenstehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf Antrag 
des Bediensteten oder mit dessen Zustimmung erstreckt werden. 

(2) Überstunden außerhalb der Nachtzeit sind vor Überstunden in der 
Nachtzeit (22.00 bis 6.00 Uhr) auszugleichen. 

(3) Dem Bediensteten gebührt für Überstunden, 

 1. die nicht in Freizeit oder 

 2. die gemäß § 22 Abs. 3 lit. c oder Abs. 4 lit. C im Verhältnis 1:1 in 
Freizeit ausgeglichen werden, eine Überstundenvergütung. 

(4) Die Überstundenvergütung umfasst 

 1. im Fall des § 22 Abs. 3 lit. b oder Abs. 4 lit. B die Grundvergütung und 
den Überstundenzuschlag, 

 2. im Fall des § 22 Abs. 3 lit. c oder Abs. 4 lit. C den 
Überstundenzuschlag. 

(5) Die Grundvergütung für die Überstunde ist durch die Teilung des die 
Bemessungsgrundlage bildenden Betrages durch die 4,33fache Anzahl der für 
den Bediensteten gemäß § 23 Abs. 2 geltenden Wochenstundenzahl zu 
ermitteln. Die Bemessungsgrundlage besteht aus dem Gehalt zuzüglich einer 
allfälligen in § 151 Abs. 3 K-DRG 1994 angeführten Zulage des Bediensteten. 

(6) Der Überstundenzuschlag beträgt 

 1. für Überstunden gemäß § 22 Abs. 3 32 
 a) außerhalb der Nachtzeit 50%, 
 b) während der Nachtzeit (22.00 bis 6.00 Uhr) 100% und 

 2. für Überstunden gemäß § 22 Abs. 4 25% der Grundvergütung. 

(7) Abrechnungszeitraum für die Überstundenvergütung ist der 
Kalendermonat. Die im Kalendermonat geleisteten Überstunden sind 
zusammenzuzählen. Für Bruchteile von Überstunden, die sich dabei ergeben, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8. § 41a Abs. 5 letzter Satz wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

Die Bemessungsgrundlage besteht aus dem Monatsentgelt zuzüglich einer allfälligen 
Dienstalterszulage, Dienstzulage, Personalzulage, Verwaltungsdienstzulage, 
Verwendungszulage, Pflegedienstzulage und Ergänzungszulage. 
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gebührt dem Bediensteten der verhältnismäßige Teil der 
Überstundenvergütung. 

(8) Die Teilnahme an Empfängen und gesellschaftlichen Veranstaltungen 
begründet, auch wenn sie dienstlich notwendig ist, weder einen Anspruch auf 
Freizeitausgleich noch einen Anspruch auf Überstundenvergütung. 

(9) Wären zusätzliche Dienstleistungen nach § 22 Abs. 4, mit denen die 
regelmäßige Wochendienstzeit nach § 21 Abs. 1 und 7 überschritten wird, mit 
verschieden hohen Überstundenzuschlägen abzugelten, so sind zunächst jene 
Dienstleistungen abzugelten, für die die höheren Überstundenzuschläge 
gebühren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

§ 41b  
Sonn- und Feiertagsvergütung  

(Sonn- und Feiertagszulage) 

(1) Soweit in Abs. 5 nichts anderes bestimmt ist, gebührt dem 
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Bediensteten für jede Stunde der Dienstleistung an einem Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag an Stelle der Überstundenvergütung nach § 41a eine 
Sonn- und Feiertagsvergütung. 

(2) Die Sonn- und Feiertagsvergütung besteht aus der Grundvergütung 
nach § 41a Abs. 5 und einem Zuschlag. Der Zuschlag beträgt für 
Dienstleistungen bis einschließlich der achten Stunde 100 vH und ab der 
neunten Stunde 200 vH der Grund-vergütung. 

(3) Für Zeiten einer zusätzlichen Dienstleistung nach § 22 Abs. 4 beträgt 
der Zuschlag abweichend von Abs. 2 für Dienstleistungen bis einschließlich der 
achten Stunde 25% und ab der neunten Stunde 50%. 

(4) Ist nach dem Dienstplan regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu 
leisten und wird der Bedienstete turnusweise zu solchen Sonn- und 
Feiertagsdiensten unter Gewährung einer entsprechenden Ersatzruhezeit 
eingeteilt, so gilt der Dienst an dem Sonn- und Feiertag als Werktagsdienst; 
wird der Bedienstete während der Ersatzruhe-zeit zur Dienstleistung 
herangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. 

(5) Dem unter Abs. 4 fallenden Bediensteten, der an einem Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag Dienst leistet, gebührt für jede Stunde einer solchen 
Dienstleistung eine Sonn- oder Feiertagszulage im Ausmaß von 1,5 vT des 
Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V. 
 
 
 
 
 
 
 

(6) Abrechnungszeitraum für die Sonn- und Feiertagsvergütung ist der 
Kalendermonat. Die im Kalendermonat an Sonn- oder Feiertagen geleisteten 
Überstunden sind zusammenzuzählen. Für Bruchteile von Überstunden, die 
sich dabei ergeben, gebührt dem Bediensteten der verhältnismäßige Teil der 
Sonn- und Feiertagsvergütung. 

(7) § 41a Abs. 7 bis 9 sind sinngemäß anzuwenden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

9. Nach § 41b Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefügt: 

(5a) Dem unter Abs. 4 fallenden Bediensteten in Betrieben, der an einem 
Sonntag Dienst leistet, gebührt für jede Stunde einer solchen Dienstleistung eine 
Sonntagszulage im Ausmaß von 1,5 v. T. des Gehaltes eines Gemeindebeamten der 
Allgemeinen Verwaltung der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V. 

 

 

§ 64 

Sonderurlaub 
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(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansuchen aus wichtigen 
persönlichen oder familiären Gründen oder aus einem sonstigen besonderen 
Anlaß ein Sonderurlaub gewährt werden. 

(2) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Vertragsbedienstete den 
Anspruch auf die vollen Bezüge. 

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt werden, wenn keine zwingenden 
dienstlichen Erfordernisse entgegenstehen und darf die dem Anlaß 
angemessene Dauer nicht übersteigen. 

(4) Zur Gewährung eines Sonderurlaubes, der ununterbrochen länger als 1 
Monat dauern soll, ist der Gemeinderat berufen. 

(5) Für die erfolgreiche Ablegung der Dienstprüfung gebührt der 
Vertragsbediensteten jedenfalls ein Sonderurlaub von fünf Arbeitstagen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10. § 64 Abs. 5 lautet: 

(5) Dem Vertragsbediensteten gebührt jedenfalls ein Sonderurlaub für 

 1. die erfolgreiche Ablegung der Dienstprüfung und 

 2. Fortbildungen im Rahmen ihrer Tätigkeit bei einer oder mehreren nach dem 
Kärntner Rettungsdienst-Förderungsgesetz anerkannten 
Rettungsorganisationen oder im Rahmen seiner Tätigkeit bei einer 
Freiwilligen Feuerwehr  

im Gesamtausmaß der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen 
Dienstzeit des Vertragsbediensteten pro Jahr. 

 
 

§ 66 

Pflegefreistellung 

(1) Der Vertragsbedienstete hat – unbeschadet des § 64 – Anspruch auf 
Pflegefreistellung, wenn er aus einem der folgenden Gründe nachweislich an 
der Dienstleistung verhindert ist: 

 a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt 
lebenden erkrankten oder verunglückten nahen Angehörigen oder 
Kindes der Person, mit der der Vertragsbedienstete in eingetragener 
Partnerschaft oder in Lebensgemeinschaft lebt oder 

 b) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes, Wahl- oder 
Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, mit der der 
Vertragsbedienstete in eingetragener Partnerschaft oder in 
Lebensgemeinschaft lebt, wenn die Person, die das Kind ständig 
betreut, aus Gründen des § 23 Abs. 2 Z 1 bis 4 des Kärntner 
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Mutterschutz- und Eltern-Karenzgesetzes (K-MEKG 2002), LGBl. Nr. 
63/2002, für diese Pflege ausfällt oder 

 c) wegen der Begleitung seines erkrankten Kindes, Wahl- oder 
Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, mit der der 
Vertragsbedienstete in eingetragener Partnerschaft oder in 
Lebensgemeinschaft lebt, bei einem stationären Aufenthalt in einer 
Heil- und Pflegeanstalt, sofern das Kind das zwölfte Lebensjahr noch 
nicht voll-endet hat. Als nahe Angehörige sind der Ehegatte und 
Personen anzusehen, die mit dem Vertragsbediensteten in gerader 
Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-, Wahl- und 
Pflegekinder sowie die Person, mit der der Vertragsbedienstete in 
eingetragener Partnerschaft oder in Lebensgemeinschaft lebt. 

(2) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stundenweise in Anspruch 
genommen werden. Verrichtet der Vertragsbedienstete jedoch Schicht- oder 
Wechsel-dienst oder unregelmäßigen Dienst, ist die Pflegefreistellung in vollen 
Stunden zu verbrauchen. Die Pflegefreistellung darf im Kalenderjahr das 
Ausmaß der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit des 
Vertragsbediensteten nicht übersteigen. 

(2a) Darüber hinaus besteht – unbeschadet des § 64 – Anspruch auf 
Pflegefrei-stellung bis zum Höchstausmaß einer weiteren Woche der im Abs. 2 
angeführten Dienstzeit im Kalenderjahr, wenn der Vertragsbedienstete 

 a) den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1 verbraucht hat und 

 b) wegen der notwendigen Pflege seines im gemeinsamen Haushalt 
lebenden erkrankten Kindes (einschließlich Wahl-, Pflege- oder 
Stiefkindes oder Kindes der Person, mit der der Vertragsbedienstete 
in Lebensgemeinschaft lebt), das das zwölfte Lebensjahr noch nicht 
überschritten hat, an der Dienstleistung neuerlich verhindert ist. 

(2b) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft, kann zu einem in 
Abs. 2a genannten Zweck noch nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne 
vorherige Vereinbarung mit dem Dienstgeber angetreten werden. 

(3) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß des Vertragsbediensteten 
während des Kalenderjahres so ist die in diesem Kalenderjahr bereits 
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der 
Änderung des Beschäftigungs-ausmaßes entspricht. Bruchteile von Stunden 
sind hiebei auf volle Stunden aufzurunden. 

(4) Im Fall der notwendigen Pflege seines erkrankten Kindes (Wahl- oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. § 66 Abs. 2b erhält die Absatzbezeichnung 2c. Nach § 66 Abs. 2a wird folgender 
Abs. 2b eingefügt: 

(2b) Stehen Vertragsbedienstete während eines Kalenderjahres nicht 
ununterbrochen in einem Dienstverhältnis zur Gemeinde, steht die Pflegefreistellung 
nur in dem Ausmaß zu, das dem Verhältnis der Jahresdienstzeit der betreffenden 
Vertragsbediensteten zur Jahresdienstzeit einer ganzjährig beschäftigten 
Vertragsbediensteten entspricht. Die sich bei dieser Berechnung ergebenden 
Bruchteile von Stunden sind auf volle Stunden aufzurunden. Dies gilt sinngemäß für 
Zeiten eines Karenzurlaubes, einer Karenz, einer Außerdienststellung, einer 
Dienstfreistellung nach § 52, einer ungerechtfertigten Abwesenheit vom Dienst, 
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Pflegekindes) hat auch jener Vertragsbedienstete Anspruch auf 
Pflegefreistellung nach Abs. 1 lit. a, Abs. 2a und 2b, der nicht mit seinem 
erkrankten Kind (Wahl- oder Pflegekind) im gemeinsamen Haushalt lebt. 

einer Enthebung vom Dienst, einer Familienhospizkarenz und bei Ableistung des 
Präsenz-, Ausbildungs- oder des Zivildienstes. 

 
 

§ 69 
Kündigungsfristen 

(1) Die Kündigungsfrist beträgt für beide Teile nach einer Dauer des 
Dienstverhältnisses von 

weniger als 6 Monaten 1 Woche, 
6 Monaten 2 Wochen, 
1 Jahr 1 Monat, 
2 Jahren 2 Monate, 
5 Jahren 3 Monate, 
10 Jahren 4 Monate, 
15 Jahren 5 Monate. 

Sie hat, wenn sie nach Wochen bemessen ist, mit dem Ablauf einer Woche, 
wenn sie nach Monaten bemessen ist, mit dem Ablauf eines Kalendermonates 
zu enden. Bei der Berechnung der Kündigungsfrist ist § 50 Abs. 10 sinngemäß 
anzuwenden. 

(2) Während der Kündigungsfrist sind dem Vertragsbediensteten, wenn 
das Dienstverhältnis vom Dienstgeber gekündigt oder einvernehmlich gelöst 
wurde, auf sein Verlangen wöchentlich mindestens acht Arbeitsstunden zum 
Aufsuchen eines neuen Arbeitsplatzes ohne Schmälerung des Entgeltes 
freizugeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

12. In § 69 Abs. 2 wird die Wortfolge „acht Arbeitsstunden“ durch die Wortfolge 
„ein Fünftel der regelmäßigen Wochendienstzeit“. 

 

§ 74  
Abfertigung bei Dienstverhältnissen vor dem 1. Juli 2006 

(1) Die nachstehenden Absätze gelten nur für Dienstverhältnisse, deren 
Beginn vor dem 1. Juli 2006 liegt. Die Anwendbarkeit der nachstehenden 
Absätze schließt die Anwendung des § 73a aus. 

(1a) Dem Vertragsbediensteten gebührt beim Ende des Dienstverhältnisses 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Abfertigung. 

(2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht: 

 1. wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit eingegangen wurde und 
durch Zeitablauf geendet hat; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



REG.SITZG. 

Seite 29 von 52 

 

 2. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstgeber nach § 68 Abs. 2 lit. a, c 
oder f gekündigt wurde; 

 3. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstnehmer gekündigt wurde; 

 4. wenn den Dienstnehmer ein Verschulden an der Entlassung (§ 72 Abs. 
2) trifft; 

 5. wenn der Dienstnehmer gemäß § 72 Abs. 3 oder 4 entlassen wurde; 

 6. wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt; 

 7. wenn das Dienstverhältnis einverständlich aufgelöst wird und keine 
Vereinbarung über die Abfertigung zustande kommt; 

 8. wenn das Dienstverhältnis gemäß § 67 Abs. 1 lit. c oder d endet. 

(3) § 83 Abs. 3, 4, 4a, 4b, 4c, 6 und 7 des Kärntner 
Landesvertragsbediensteten-gesetzes 1994, LGBl. Nr. 73, gilt für die Fälle, in 
denen abweichend von Abs. 2 den-noch eine Abfertigung gebührt. § 83 Abs. 10 
und 11 K-LVBG 1994 gilt sinngemäß. 

(4) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer des Dienstverhältnisses von 

 3 Jahren das Zweifache, 

 5 Jahren das Dreifache, 54 

 10 Jahren das Vierfache, 

 15 Jahren das Sechsfache, 

 20 Jahren das Neunfache, 

 25 Jahren das Zwölffache, 

des dem Vertragsbediensteten für den letzten Monat des Dienstverhältnisses 
gebührenden Monatsentgeltes und der Kinderzulage. 

(5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer inländischen 
Gebietskörperschaft oder zu einem Gemeindeverband sowie zu einem 
vergleichbaren Dienstgeber in einem Staat, dessen Angehörigen Österreich auf 
Grund von Verträgen im Rahmen der Europäischen Union dieselben Rechte für 
den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern, sind der Dauer des 
Dienstverhältnisses nach Abs. 4 zuzurechnen. Die Zurechnung ist 
ausgeschlossen, 

 1. soweit die Dienstzeit in einem anderen Dienstverhältnis für die 
Bemessung des Ruhegenusses angerechnet wurde, wenn aus diesem 
Dienstverhältnis eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf einen 
Ruhegenuß besteht; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

13. In § 74 Abs. 4 wird die Wortfolge „Monatsentgeltes und der Kinderzulage“ 
durch die Wortfolge „Monatsentgeltes und der Kinderzulage sowie des auf diesen 
Monat entfallenden aliquoten Teils der Sonderzahlung“ ersetzt. 
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 2. wenn das Dienstverhältnis noch andauert oder wenn es in einer Weise 
beendet wurde, durch die ein Abfertigungsanspruch erloschen oder, 
falls Abs. 2 auf das Dienstverhältnis anzuwenden gewesen wäre, 
erloschen wäre; 

 3. wenn der Vertragsbedienstete bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine Abfertigung erhalten hat, soweit diese Abfertigung nicht 
rückerstattet wurde; bei teilweiser Rückerstattung ist die Dienstzeit in 
einem entsprechenden Teilaus-maß zuzurechnen. 

Der in Ziff. 2 angeführte Ausschlußgrund liegt nicht vor, wenn das 
Dienstverhältnis im Einverständnis mit dem Dienstgeber ausschließlich 
deswegen beendet wurde, um ein Dienstverhältnis zur Gemeinde oder zu einem 
Gemeindeverband einzugehen und dieses Dienstverhältnis an das beendete 
Dienstverhältnis unmittelbar anschließt. 

(6) Wird ein Vertragsbediensteter, der gemäß § 83 Abs. 3 des K-LVBG 
1994 das Dienstverhältnis gekündigt oder seinen vorzeitigen Austritt aus dem 
Dienstverhältnis erklärt hat, innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung 
dieses Dienstverhältnisses zu einer inländischen Gebietskörperschaft 
aufgenommen, so hat er der Gemeinde die anlässlich der Beendigung des 
bisherigen Dienstverhältnisses gemäß § 83 Abs. 3 des K-LVBG 1994 erhaltene 
Abfertigung zurückzuerstatten. 
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Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetz - K-GMG 

StF: LGBl Nr 96/2011 

Änderung 

LGBl Nr 11/2013 

LGBl Nr 85/2013 

LGBl Nr 9/2015 

LGBl Nr 26/2017 

LGBl Nr 64/2017 

LGBl Nr 74/2017 

LGBl Nr 71/2018 

LGBl Nr 10/2019 

Artikel III 

Das Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetz – K-GMG, LGBl. Nr. 96/2011, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr./2017, wird wie folgt geändert: 

 

1. Abschnitt Allgemeine Bestimmungen 
 § 1  

Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Dienstverhältnisse der Dienstnehmerinnen der Kärntner Gemeinden 
und Gemeindeverbände – im Folgenden Gemeindemitarbeiterinnen genannt – 
sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu begründen, zu gestalten und 
zu beenden, soweit in Abs. 2 bis 5 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Dieses Gesetz gilt für alle Gemeindemitarbeiterinnen, deren 
Dienstverhältnis mit oder nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes begründet 
wurde oder die eine Erklärung nach § 126 abgegeben haben, dass sich ihr 
Dienstverhältnis nach dem vorliegenden Gesetz bestimmen soll. 

(2a) Sofern ein befristetes Dienstverhältnis für die Dauer der Saison 
begründet wird und die Gemeindemitarbeiterin bereits vor In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes einmal in einem befristeten Dienstverhältnis für die Dauer der 
Saison gestanden ist, kann die Gemeindemitarbeiterin eine schriftliche 
Erklärung abgeben, wonach sich ihr Dienstverhältnis abweichend von Abs. 1 
und 2 nach dem Kärntner Gemeindevertragsbedienstetengesetz – K-GVBG, 
LGBl. Nr. 95/1992, bestimmen soll. 
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(3) Dieses Gesetz findet auf Ferialarbeiterinnen und auf Lehrlinge der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände nach Maßgabe des 7. Abschnittes 
Anwendung. 

(4) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 

 a) Landarbeiterinnen iSd Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG, 

 b) Mitarbeiterinnen der Städte mit eigenem Statut, 

 c) Bauarbeiterinnen iSd Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 
1972 (BUAG), BGBl. Nr. 414, 

 d) freie Dienstnehmerinnen. 

(5) Für Bauarbeiterinnen gilt das Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungsgesetz 1972 (BUAG), BGBl. Nr. 414, idF BGBl. I Nr. 59/2010. 

(6) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Angelegenheiten des 
Arbeitnehmerschutzes hinsichtlich jener Gemeindemitarbeiterinnen, die in 
Betrieben tätig sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. § 1 Abs. 6 lautet: 

(6) § 28 Abs. 3 dritter Satz, § 28 Abs. 4a, § 28 Abs. 4b dritter Satz, §§ 30 bis 35 
und § 37 Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung auf Gemeindemitarbeiterinnen, 
soweit diese in Betrieben beschäftigt sind. Abweichend vom ersten Satz finden auf 
Gemeindemitarbeiterinnen, die dem Geltungsbereich des Krankenanstalten-
Arbeitszeitgesetzes unterliegen, § 28 Abs. 3 dritter Satz  und  § 28 Abs. 4b dritter 
Satz Anwendung. 

 
 

§ 5  
Stellenplan und Beschäftigungsrahmenplan 

(1) Der Gemeinderat hat alljährlich vor der Feststellung der übrigen Teile 
des Voranschla-ges den Stellenplan zu beschließen, aus dem die 
Beschäftigungsobergrenzen aller Gemein-demitarbeiterinnen für das folgende 
Jahr zu entnehmen sind. Nicht aufzunehmen in den Stel-lenplan sind 

 a) Gemeindemitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis die Dauer von 6 
Wochen im Kalen-derjahr nicht überschreitet, 

 b) Gemeindemitarbeiterinnen, die fallweise verwendet werden, 

 c) Gemeindemitarbeiterinnen, die im Rahmen von Gemeinnützigen 
Beschäftigungsprojekte aufgenommen werden und 

 

 d) Ferialarbeiterinnen.“ 

(2) Bei der Feststellung dieses Stellenplanes hat der Gemeinderat 

 
 
 
 
 
 

2. § 5 Abs. 1 lit. a lautet: 

 a) Gemeindemitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis die Dauer von acht 
Monaten im Kalenderjahr nicht überschreitet, 
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 a) die Anzahl der Planstellen unter Bedachtnahme auf die Grundsätze 
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit auf den 
zur Bewältigung der Aufgaben der Gemeinde notwendigen Umfang 
zu beschränken, 

 b) die Bewertung der im Stellenplan vorgesehenen Planstellen nach 
Gehaltsklassen und Stellenwert nach den Vorgaben der 
Modellstellen- und Vordienstzeitenverordnung vorzunehmen, 

 c) die Festlegungen des Beschäftigungsrahmenplans (Abs. 3) 
einzuhalten, und 

 d) Planstellen, die mit Bediensteten besetzt werden sollen, deren 
Dienstverhältnis acht Monate nicht übersteigt, als solche zu 
kennzeichnen. 

(3) Die Landesregierung kann nach Anhörung des Kärntner 
Gemeindebundes und der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten mit 
Verordnung Beschäftigungsrahmenpläne für die Gemeinden festlegen, wenn 

 1. dies zur Gewährleistung der Grundsätze der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gemeindeverwaltung 
erforderlich ist und 

 2. aufgrund der von den Gemeinden wahrgenommenen Aufgaben und der 
für diese Aufgaben geschaffenen Organisationen und Strukturen in den 
Gemeinden Bezugsgrößen für Beschäftigungsobergrenzen sachlich 
begründbar sind. 

In den Beschäftigungsrahmenplänen sind für einzelne Gruppen von 
Gemeinden, gegliedert nach Einwohnerzahlen, Gemeindefläche und unter 
Bedachtnahme auf verwaltungsorganisatorische und wirtschaftliche Strukturen, 
zentralörtliche Funktionen und Zweitwohnsitze, Beschäftigungsobergrenzen für 
Gemeindemitarbeiterinnen festzulegen. Bedienstete iSd Abs. 2 lit d sind nicht 
auf die Beschäftigungsobergrenzen anzurechnen. Die Regelungen dieses 
Absatzes gelten nicht für Gemeindeverbände. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

3. § In § 5 Abs. 2 lit. c entfällt der Begriff „und“ und § 5 Abs. 2 lit. d entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. In § 5 Abs. 3 wird das Zitat „Abs. 2 lit. d“ durch das Zitat „Abs. 1 lit. a“ ersetzt. 

5. Nach § 5 Abs. 3 werden folgende Abs. 3a und 3b eingefügt: 

(3a) Die Landesregierung darf einer Gemeinde, welche die 
Beschäftigungsobergrenze des maßgeblichen Beschäftigungsrahmenplanes 
überschreitet, auf Antrag der Gemeinde eine befristete Genehmigung zur 
Überschreitung der Beschäftigungsobergrenze unter Berücksichtigung der in Abs. 3 
zweiter Satz angeführter Kriterien erteilen, wenn  

 1. die Beschäftigung der Gemeindemitarbeiterinnen im öffentlichen Interesse 
gelegen ist,  

 2. die Beschäftigung keine unverhältnismäßig hohe Belastung der Gemeinde 
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(4) Bei jeder Änderung des Stellenplanes ist der Entwurf mindestens zwei 
Wochen vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat der Landesregierung 
zur Begutachtung vorzulegen. 

(5) Ergibt sich während des Verwaltungsjahres ein weiterer notwendiger 
und dauernder Bedarf an Gemeindemitarbeiterinnen oder an einer 
Neubewertung von Planstellen, so hat der Gemeinderat den Stellenplan auch 
während des Jahres zu ändern. Die vorhergehenden Bestimmungen gelten 
sinngemäß. 

nach sich zieht,  

 3. die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit 
gewahrt sind, insbesondere wenn die Leistungen der Gemeinde in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum 
voraussichtlichen Bedarf stehen, und  

 4. die Gemeinde den Personalstand innerhalb einer von der 
Landesregierung festzusetzenden Frist und nach Maßgabe 
eines von der Gemeinde vorzulegenden Personalkonzepts, aus 
dem sich die Einhaltung der Beschäftigungsobergrenze 
innerhalb der nächsten fünf Jahre ergibt, an die 
Beschäftigungsobergrenze anpasst. 

(3b) Weist eine Gemeinde einen Personalstand auf, der die 
Beschäftigungsobergrenze des maßgeblichen Beschäftigungsrahmenplanes 
überschreitet, bedarf jede Aufnahme in ein Dienstverhältnis zur Gemeinde einer 
Genehmigung der Landesregierung. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
Einhaltung der Beschäftigungsobergrenze nach Maßgabe des vorgelegten 
Personalkonzeptes innerhalb der nächsten fünf Jahre nicht gewährleistet ist. 

 

 

§ 6  
Aufnahme in das Dienstverhältnis 

(1) Die Aufnahme von Gemeindemitarbeiterinnen ist nicht zulässig, wenn 
es dadurch zu einer Überschreitung des Stellenplanes kommt. 

(2) Von mehreren Bewerberinnen, die die Aufnahmeerfordernisse erfüllen, 
darf nur diejenige aufgenommen werden, von der auf Grund ihrer persönlichen 
und fachlichen Eignung anzunehmen ist, dass sie die mit der Verwendung auf 
der Planstelle verbundenen Aufgaben in bestmöglicher Weise erfüllt. Bei der 
Beurteilung der Eignung von Bewerberinnen sind einschlägige Fähigkeiten und 

 
 
 
 
 
 
 

6. § 6 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

Bei der Beurteilung der Eignung von Bewerberinnen sind einschlägige 
Fähigkeiten und Erfahrungen, die durch die Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen oder durch im öffentlichen Interesse gelegene 
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Erfahrungen, die durch die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen 
Angehörigen oder durch im öffentlichen Interesse gelegene ehrenamtliche 
Tätigkeiten erworben wurden, mit einzubeziehen. 

(3) Der Gemeinderat darf als Gemeindemitarbeiterinnen nur Personen 
aufnehmen, bei denen folgende Voraussetzungen zutreffen: 

 1. a) bei Verwendungen in der öffentlichen Verwaltung die österreichische 
Staatsbürgerschaft, 

 b) bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft 
oder unbeschränkter Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt; 

 2. die volle Handlungsfähigkeit; 

 3. die persönliche und fachliche Eignung für den Dienst, für den sie 
aufgenommen werden, sowie die Erfüllung der in besonderen 
Vorschriften festgesetzten Bedingungen; 

 4. ein Lebensalter von mindestens 16 Jahren; 

 5. eine der Verwendung entsprechende Beherrschung der deutschen 
Sprache in Wort und Schrift; 

 6. die Erfüllung der besonderen Aufnahmeerfordernisse iSd Abs. 7. 
 

….. 
 

ehrenamtliche Tätigkeiten im Hilfs-, Rettungs- und Feuerwehrwesen erworben 
wurden, mit einzubeziehen. 

 

 

§ 9  
Begründung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis der Gemeindemitarbeiterinnen kann auf 
bestimmte Zeit oder auf unbestimmte Zeit begründet werden. 

(2) Das Dienstverhältnis gilt nur dann als auf bestimmte Zeit eingegangen, 
wenn es von vorneherein auf die Besorgung einer bestimmten, zeitlich 
begrenzten Arbeit oder auf eine kalendermäßig bestimmte Zeit abgestellt ist. 

(3) Das Dienstverhältnis gilt im ersten Monat als Dienstverhältnis auf 
Probe und darf während dieser Zeit von jedem Vertragsteil jederzeit ohne 
Angabe von Gründen gelöst werden. 

(4) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit eingegangen worden ist, 
kann auf bestimmte Zeit einmal verlängert werden; die Verlängerung darf 12 
Monate nicht überschreiten. Wird das Dienstverhältnis darüber hinaus 
fortgesetzt, so gilt es als von Anfang an auf unbestimmte Zeit begründet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

7. In § 9 Abs. 4 wird der Ausdruck „12 Monate“ durch den Ausdruck „zwei Jahre“ 
ersetzt. 
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(5) Die Bestimmungen des Abs. 4, wonach die Verlängerung 12 Monate 
nicht überschreiten darf, gilt nicht in den Fällen, in welchen die Verlängerung 
des befristeten Dienstverhältnisses der Vertretung einer Mitarbeiterin, die eine 
Karenz nach elternschutzrechtlichen Bestimmungen oder einen Karenzurlaub 
nach den §§ 63 oder 66 in Anspruch genommen hat, dient. 

(6) Durch die Einberufung zum Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst 
wird der Ablauf von Dienstverhältnissen, die auf bestimmte Zeit begründet 
worden sind, nicht berührt. 

…… 
 

§ 14  
Grundausbildung 

(1) Die Grundausbildung ist jene dienstliche Ausbildung, die die für die 
jeweilige Verwendung erforderlichen allgemeinen und grundlegenden 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt. 

(2) Die Grundausbildung ist je nach den Erfordernissen der Verwendung 
als 

 a) Einführungsseminar und/oder 

 b) Einführungslehrgang und/oder 

 c) Grundausbildungslehrgang 

zugestalten. Durch Verordnung der Landesregierung ist die Form der 
Grundausbildung unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse in den einzelnen 
Verwendungen und auf das Ausbildungsziel (Abs. 1) näher zu regeln. 

(3) Die Absolvierung des Grundausbildungslehrganges ist durch die 
Ablegung der Dienstprüfung nachzuweisen. Durch Verordnung der 
Landesregierung darf vorgesehen werden, dass unter Bedachtnahme auf die 
einzelnen Verwendungen und auf das Ausbildungsziel der Ein-
führungslehrgang mit der erfolgreichen Ablegung einer Prüfung abzuschließen 
ist. 

(4) Im Einführungslehrgang sind Grundkenntnisse auf folgenden Gebieten 
zu vermitteln: 

 a) Grundzüge des EU-Rechts und der EU-Institutionen; 

 b) Grundzüge des Österreichischen Verfassungs- und 
Verwaltungsrechts (unter besonderer Berücksichtigung des 

8. §§ 14 und 15 lauten: 

§ 14  

Grundausbildung  

(1) Die Grundausbildung ist jene dienstliche Ausbildung, die die für die 
jeweilige Verwendung erforderlichen allgemeinen und grundlegenden Kenntnisse 
und Fähigkeiten vermittelt.  

(2) Die Grundausbildung ist je nach den Erfordernissen der Verwendung als  

 1. Einführungsseminar und/oder  

 2. Einführungslehrgang und/oder  

 3. modulare Ausbildung (Modullehrgang)  

zu gestalten. Durch Verordnung der Landesregierung ist die Form der 
Grundausbildung unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse in den einzelnen 
Verwendungen und auf das Ausbildungsziel (Abs. 1) näher zu regeln.  

(3) Im Einführungslehrgang sind, soweit diese für die jeweilige Verwendung 
von praktischer Bedeutung sind, Grundkenntnisse auf folgenden Gebieten zu 
vermitteln:  

 1. Grundzüge des EU-Rechts und der EU-Institutionen;  

 2. Grundzüge des Österreichischen Verfassungs- und Verwaltungsrechts 
(unter besonderer Berücksichtigung des Gemeinderechts) sowie der 
Behördenorganisation;  

 3. Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, der öffentlichen 
Betriebswirtschaftslehre (einschließlich Controlling), des Haushaltsrechts 
und des Public Managements;  

 4. Grundzüge des Dienst- und Besoldungsrechtes;  
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Gemeinderechts) sowie der Behördenorganisation; 

 c) Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, der öffentlichen 
Betriebswirtschaftslehre (ein-schließlich Controlling), des 
Haushaltsrechts und des Public Managements; - 1 8 - 

 d) Grundzüge des Dienst- und Besoldungsrechtes; 

 e) fachspezifische Inhalte. 

(5) Im Grundausbildungslehrgang sind die Kenntnisse in den in Abs. 4 
angeführten Gebieten zu vertiefen. Durch Verordnung der Landesregierung 
sind unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der einzelnen Verwendungen 
und auf das Ausbildungsziel (§ 13 Abs. 1) weitere Gegenstände des 
Grundausbildungslehrganges sowie das jeweilige Unterrichtsausmaß im Ein-
führungs- und Grundausbildungslehrgang vorzusehen. 

(6) Die Voraussetzungen für die Teilnahme am Grundausbildungslehrgang 
erfüllen jene Bediensteten, die seit mindestens zwölf Monaten im 
Gemeindedienst stehen. 

(7) Im Einführungsseminar sind Grundkenntnisse aus einzelnen in Abs. 4 
angeführten Gebieten zu vermitteln. 

(8) Der Besuch des Einführungsseminars, des Einführungslehrganges und 
des Grundausbil-dungslehrganges (Abs. 2) sowie die Ablegung der 
Dienstprüfung gelten als Dienstzeit. 
 
 
 

 

 5. fachspezifische Inhalte. 

(4) Im Modullehrgang sind die Kenntnisse in den in Abs. 3 angeführten 
Gebieten zu vertiefen. Durch Verordnung der Landesregierung sind unter 
Bedachtnahme auf die Erfordernisse der einzelnen Verwendungen und auf das 
Ausbildungsziel (§ 13 Abs. 1) weitere Gegenstände des Modullehrganges sowie das 
jeweilige Unterrichtsausmaß im Einführungs- und Modullehrganges vorzusehen.  

(5) Die Voraussetzungen für die Teilnahme am Modullehrgang erfüllen jene 
Bediensteten, die seit mindestens zwölf Monaten im Gemeindedienst stehen.  

(6) Im Einführungsseminar sind Grundkenntnisse aus einzelnen in Abs. 4 
angeführten Gebieten zu vermitteln.  

(7) Der Besuch des Einführungsseminars, des Einführungslehrganges und des 
Modullehrganges (Abs. 2) sowie die Ablegung der Dienstprüfung gilt als Dienstzeit. 
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§ 15  
Dienstprüfung 

(1) Die Dienstprüfungen sind mindestens einmal jährlich abzuhalten. Die 
Prüfungstermine sind von der Landesregierung in der Kärntner Landeszeitung, 
im Kärntner Gemeindeblatt und im Internet zu veröffentlichen. 

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Dienstprüfung sind 

 a) ein Dienstverhältnis zu einer Gemeinde oder einem 
Gemeindeverband, 

 b) der Besuch des Einführungs- und Grundausbildungslehrganges, 
wenn diese in der Verordnung nach § 14 Abs. 2 vorgesehen sind, 

 c) eine zumindest 18-monatige zufriedenstellende Verwendung im 
Gemeindedienst. 

(3) Durch Verordnung der Landesregierung können weitergehende 
Zulassungserfordernisse festgelegt werden, die notwendig sind, damit die 
Bedienstete die für die Prüfung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten erwerben kann. 

§ 15 

Dienstprüfung  

(1) Die Absolvierung des Modullehrganges ist binnen vier Jahren ab Beginn 
des Dienstverhältnisses durch die erfolgreiche Ablegung der Dienstprüfung 
nachzuweisen. Die Dienstprüfung hat in Teilprüfungen stattzufinden. Die 
Dienstprüfung ist bestanden, wenn alle Teilprüfungen bestanden werden.  

(2) Die Teilprüfungen sind vor einem Einzelprüfer abzulegen. Über das 
Ergebnis der Teilprüfung entscheidet der jeweilige Prüfer. Über das Ergebnis der 
Dienstprüfung, einschließlich der Bewertung, ob die Dienstprüfung mit 
ausgezeichnetem Erfolg abgelegt worden ist, entscheidet die Prüfungskommission (§ 
16) in geheimer Beratung mit einfacher Mehrheit der Stimmen. Stimmenthaltungen 
sind unzulässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.  

(3) Bei der mündlichen Prüfung sind Gemeindemitarbeiterinnen als Zuhörer 
zugelassen.  

(4) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Dienstprüfung  und zu einer 
allenfalls vorgesehenen Prüfung über den Einführungslehrgang sind  

 a) ein Dienstverhältnis zu einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband,  

 b) der Besuch des Einführungs- und Modullehrganges, wenn diese in der 
Verordnung nach § 14 Abs. 2 vorgesehen sind,  

 c) eine zumindest 18-monatige zufriedenstellende Verwendung im 
Gemeindedienst.  

(5) Durch Verordnung der Landesregierung können weitergehende 
Zulassungserfordernisse festgelegt werden, die notwendig sind, damit die 
Bedienstete die für die Prüfung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten erwerben kann.  

(6) Durch Verordnung der Landesregierung darf vorgesehen werden, dass unter 
Bedachtnahme auf die einzelnen Verwendungen und auf das Ausbildungsziel der 
Einführungslehrgang mit der erfolgreichen Ablegung einer Prüfung abzuschließen 
ist. 

 
 

§ 16  
Prüfungskommission 

(1) Bei der für das Dienstrecht der Gemeindebediensteten zuständigen 
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Abteilung des Amtes der Landesregierung ist eine Prüfungskommission 
einzurichten. 

(2) Die Prüfungskommission besteht aus der Vorsitzenden und vier 
weiteren Mitgliedern, die von der Landesregierung auf die Dauer von fünf 
Jahren zu bestellen sind. Für jedes Mitglied der Prüfungskommission ist von 
der Landesregierung in derselben Weise und für dieselbe Dauer ein 
Ersatzmitglied für den Fall der Verhinderung des Mitgliedes zu bestellen. 
Durch Verordnung der Landesregierung sind weitere Voraussetzungen für die 
Bestellung als Mitglied (Ersatzmitglied) der Prüfungskommission unter 
Bedachtnahme auf die Anforderungen an die Mitglieder der 
Prüfungskommission und die Ausbildungserfordernisse festzulegen. 

…… 

(6) Den Mitgliedern der Prüfungskommission gebührt eine angemessene 
Entschädigung, deren Höhe unter Bedachtnahme auf den Aufwand der Prüfer 
für die Prüfungstätigkeit und die Vorbereitung mit Verordnung der 
Landesregierung festzusetzen ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

9. Dem § 16 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt: 

(7) Für die Teilprüfungen der Dienstprüfung und die allenfalls vorgesehene 
Prüfung über den Einführungslehrgang sind Einzelprüfer vom Vorsitzenden der 
Prüfungskommission aus dem Kreis der Mitglieder der Prüfungskommission zu 
bestimmen. 

(8) Die Prüfungskommission hat zweimal im Jahr zusammenzutreten.  

 
 

§ 17 
 Prüfverfahren 

(1) Das Prüfverfahren ist durch Verordnung der Landesregierung unter 
Bedachtnahme auf die für die jeweilige Verwendung notwendigen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu regeln. Insbesondere ist zu bestimmen 

 a) ob die Prüfung mündlich und/oder schriftlich abzulegen ist, 

 b) die Dauer der Prüfung, 

 c) welche Arbeitsbehelfe die Gemeindemitarbeiterin verwenden darf 
und 

 d) die Möglichkeiten zur Wiederholung der Prüfung im Fall des nicht 
erfolgreichen Nachweises der erforderlichen Fähigkeiten, 

10. § 17 lautet:  

§ 17 

Prüfungsverfahren 

(1) Die Prüfungstermine für die Teilprüfungen sind der Gemeindemitarbeiterin 
vom jeweiligen Einzelprüfer auf Antrag der Gemeindemitarbeiterin zuzuweisen. Die 
Prüfungstermine sind der Gemeindemitarbeiterin möglichst rasch, spätestens aber 
zwei Wochen vor der Teilprüfung bekanntzugeben. 

(2) Das Prüfungsverfahren ist durch Verordnung der Landesregierung unter 
Bedachtnahme auf die für die jeweilige Verwendung notwendigen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu regeln. Insbesondere ist zu bestimmen:  

 1. die Festlegung der Prüfungsfächer samt deren Anforderungsniveau, 
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Kenntnisse und Fertigkeiten. 

(2) Bei der Durchführung von Prüfungen ist auf Behinderungen der 
Gemeindemitarbeiterin soweit Rücksicht zu nehmen, als dies mit dem 
Ausbildungszweck vereinbar ist. 

(3) Auf Antrag der Gemeindemitarbeiterin hat die Prüfungskommission 
mit Bescheid auszusprechen, ob bereits absolvierte Ausbildungen der 
Gemeindemitarbeiterin, die für die konkrete Verwendung erforderlich sind, auf 
die Inhalte der Grundausbildung in der Weise anzurechnen sind, dass einzelne 
Teile der Prüfung nicht absolviert werden müssen. 

 2. die Gewichtung der einzelnen Prüfungsteile zueinander, 

 3. ob die Prüfung mündlich und/oder schriftlich abzulegen ist,  

 4. die Dauer der Prüfung,  

 5. welche Arbeitsbehelfe die Gemeindemitarbeiterin verwenden darf und  

 6. die Möglichkeiten zur Wiederholung der Prüfung bei nicht bestandener 
Prüfung.  

(3) Bei der Durchführung von Prüfungen ist auf Behinderungen der 
Gemeindemitarbeiterin soweit Rücksicht zu nehmen, als dies mit dem 
Ausbildungszweck vereinbar ist.  

(4) Auf Antrag der Gemeindemitarbeiterin hat die Prüfungskommission mit 
Bescheid auszu-sprechen, ob bereits absolvierte Ausbildungen der 
Gemeindemitarbeiterin, die für die konkrete Verwendung erforderlich sind, auf die 
Inhalte der Grundausbildung in der Weise anzurechnen sind, dass einzelne Teile der 
Prüfung nicht absolviert werden müssen. 

 
 

§ 28  
Dienstzeit 

(1) Die regelmäßige wöchentliche Dienstzeit (Wochendienstzeit) der 
Gemeindemitarbeiterin zuzüglich der Ruhepausen nach § 31 beträgt 40 
Stunden. Die Dienstzeit ist von der Bürgermeisterin oder von den von der 
Bürgermeisterin dazu ermächtigten Dienstvorgesetzten nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen in einem Dienstplan festzulegen. Die 
Gemeindemitarbeiterin hat die in ihrem Dienstplan vorgesehenen Dienstzeiten 
einzuhalten, wenn sie nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder sonst 
gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist. 

(2) Der Dienst der Gemeindemitarbeiterin ist entweder Normaldienst oder 
– soweit dies zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes erforderlich ist – 
Schichtdienst. Die Anordnung von Schichtdienst für Gruppen von 
Gemeindemitarbeiterinnen oder einzelnen Gemeindemitarbeiterinnen erfolgt 
durch die Bürgermeisterin. 

(3) Bei Normaldienst sind Sonntage und Samstage dienstfrei zu halten, 
soweit nicht zwingende dienstliche Interessen regelmäßig oder ausnahmsweise 
anderes erfordern. Die Wochendienstzeit ist soweit möglich gleichmäßig und 
gleichbleibend auf die Arbeitstage der Woche aufzuteilen, wobei sowohl die 
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dienstlichen Erfordernisse wie die berechtigten Interessen der Mitarbeiterin zu 
berücksichtigen sind. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht zur 
Dienstleistung, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen ausnahmsweise 
die Dienstleistung erfordern. Für die infolge eines gesetzlichen Feiertages oder 
der Ersatzruhe (§ 33 Abs. 2) ausgefallene Arbeit behält die 
Gemeindemitarbeiterin ihren Anspruch auf Entgelt. 

(4) Schichtdienst liegt vor, wenn sich die Gemeindemitarbeiterinnen an 
Arbeitsstätte oder Arbeitsplatz mit oder ohne wesentliche zeitmäßige 
Überschneidung der Dienstzeiten ablösen und dabei die Lage der Dienstzeit der 
betroffenen Gemeindemitarbeiterinnen in regelmäßiger Abfolge wechselt. 
Schichtdienst darf nur angeordnet werden, wenn der Dienstbetrieb aus or-
ganisatorischen Gründen über die Zeit der üblichen Normaldienstpläne hinaus 
aufrecht erhalten werden muss. Bei Schichtdienst darf die Wochendienstzeit in 
einer Woche um bis zu zwölf Stunden überschritten oder unterschritten werden, 
wenn innerhalb eines Durchrechnungszeit-raumes von vier Wochen die 
Wochendienstzeit durchschnittlich erreicht wird. Der Dienstplan hat auch bei 
Schichtdienst die Dienstzeiten möglichst gleichbleibend und gleichmäßig 
festzulegen. Samstage und Sonntage sind dienstfrei zu halten, soweit die 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nicht auch an diesen Tagen erforderlich 
ist. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht zur Dienstleistung, soweit 
nicht zwingende dienstliche Interessen die Dienstleistung erfordern. Für die 
infolge eines gesetzlichen Feiertages oder der Ersatzruhe (§ 33 Abs. 2) 
ausgefallene Arbeit behält die Gemeindemitarbeiterin ihren Anspruch auf 
Entgelt. An jedem Feiertag, an dem die Gemeindemitarbeiterin im 
Schichtdienst nicht zur Dienstleistung herangezogen wird, verringert sich die 
wöchentliche Solldienstzeit um die an diesem Tag für die den Dienst 
verrichtenden Gemeindemitarbeiterinnen vorgesehene Dienstzeit, es sei denn, 
der Feiertag fällt auf einen Samstag oder Sonntag. 

(5) Der Dienstplan bei Schichtdienst ist möglichst frühzeitig 
bekanntzugeben. Er ist für die erste Monatshälfte spätestens bis zum ersten 
dieses Monats und für die zweite Monatshälfte spätestens bis zum 15. diesen 
Monats festzulegen. Auch nach diesem Zeitpunkt kann der Dienstplan aus 
wichtigen dienstlichen Gründen geändert werden. 

(6) Für Gemeindemitarbeiterinnen, in deren Dienstzeit regelmäßig und in 
erheblichem Um-fang Zeiten von Dienstbereitschaft oder Wartezeiten anfallen, 
die sich organisatorisch nicht vermeiden lassen, kann die Bürgermeisterin die 
regelmäßige wöchentliche Dienstzeit um höchstens 20 Stunden verlängern 

 
 
 
 
 

11. § 28 Abs. 4 und 5 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

(4) Schichtdienst liegt vor, wenn sich die Gemeindemitarbeiterinnen an 
Arbeitsstätte oder Arbeitsplatz mit oder ohne wesentliche zeitmäßige 
Überschneidung der Dienstzeiten ablösen und dabei die Lage der Dienstzeit der 
betroffenen Gemeindemitarbeiterinnen in regelmäßiger Abfolge wechselt. 
Schichtdienst darf nur angeordnet werden, wenn der Dienstbetrieb aus 
organisatorischen Gründen über die Zeit der üblichen Normaldienstpläne hinaus 
aufrechterhalten werden muss.  

(4a) Bei Schichtdienst darf die Wochendienstzeit in einer Woche um bis zu 
zwölf Stunden überschritten oder unterschritten werden, wenn innerhalb eines 
Durchrechnungszeitraumes von einem Monat die Wochendienstzeit durchschnittlich 
erreicht wird. Ein Zeitguthaben entsteht durch Überschreiten der Wochendienstzeit 
im Durchrechnungszeitraum. Es darf fünfzehn Stunden im Durchrechnungszeitraum 
nicht überschreiten. Das Zeitguthaben ist im folgenden Durchrechnungszeitraum 
auszugleichen. Ist der Ausgleich im folgenden Durchrechnungszeitraum aus 
dienstlichen Gründen nicht möglich,  sind die betreffenden Stunden nach § 36 
abzugelten. 

(4b) Der Dienstplan hat auch bei Schichtdienst die Dienstzeiten möglichst 
gleichbleibend und gleichmäßig festzulegen. Samstage und Sonntage sind dienstfrei 
zu halten, soweit die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nicht auch an diesen 
Tagen erforderlich ist. An gesetzlichen Feiertagen entfällt die Pflicht zur 
Dienstleistung, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen die Dienstleistung 
erfordern. Für die infolge eines gesetzlichen Feiertages oder der Ersatzruhe 
ausgefallene Arbeit behält die Gemeindemitarbeiterin ihren Anspruch auf Entgelt. 
An jedem Feiertag, an dem die Gemeindemitarbeiterin im Schichtdienst nicht zur 
Dienstleistung herangezogen wird, verringert sich die wöchentliche Solldienstzeit 
um die an diesem Tag für die den Dienst verrichtende Gemeindemitarbeiterin 
vorgesehene Dienstzeit, es sei denn, der Feiertag fällt auf einen Samstag oder 
Sonntag.  

(5) Der Dienstplan bei Schichtdienst ist möglichst frühzeitig bekanntzugeben. 
Er ist für den jeweiligen Monat bis zum 15. des Vormonates festzulegen. Auch nach 
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(verlängerter Dienstplan). 

(7) Die Gemeindemitarbeiterin mit Normaldienst oder Schichtdienst, die 
an einem gesetzlichen Feiertag beschäftigt wird, hat Anspruch auf die 
Feiertagsvergütung nach § 89 Abs. 1 lit. d, es sei denn, es wird Zeitausgleich 
vereinbart. Wird für die Dienstleistung an einem gesetzlichen Feiertag 
Zeitausgleich vereinbart, so gebührt der Gemeindemitarbeiterin für jede Stunde 
der Dienstleistung an diesem Feiertag die Feiertagszulage nach § 89 Abs. 1 lit. 
d. 

diesem Zeitpunkt kann der Dienstplan aus wichtigen dienstlichen Gründen geändert 
werden. 

 

 

3. Unterabschnitt  
Sonstige Dienstpflichten 

§ 38  
Abwesenheit vom Dienst 

(1) Ist die Gemeindemitarbeiterin am Dienst verhindert, so hat sie dies 
ihrer unmittelbaren Vorgesetzten sobald als möglich unter Angabe des Grundes 
anzuzeigen. 

(2) Wenn die Dienstverhinderung durch Krankheit, Unfall oder Gebrechen 
verursacht ist, hat die Gemeindemitarbeiterin ihre Dienstunfähigkeit durch ein 
ärztliches Zeugnis nachzuweisen, wenn es die Dienstgeberin verlangt oder 
wenn die Dienstverhinderung länger als drei Arbeitstage dauert. 
 
 
 
 

(3) Erweist sich die Abwesenheit als nicht gerechtfertigt, oder kommt die 
Gemeindemitarbeiterin den in Abs. 1 und 2 genannten Verpflichtungen nicht 
nach oder entzieht sie sich einer zumutbaren Krankenbehandlung oder 
verweigert sie die zumutbare Mitwirkung an einer ärztlichen Untersuchung, 
verliert sie für die Dauer der Abwesenheit bzw. Säumnis den Anspruch auf ihre 
Bezüge. Diese Rechtsfolge tritt nicht ein, wenn sie glaubhaft macht, dass der 
Erfüllung dieser Verpflichtungen unabwendbare Hindernisse 
entgegengestanden sind. Es kann jedoch anstelle des Gehaltsabzuges die 
Nachholung der versäumten Dienstleistung oder die Anrechnung der 
versäumten Arbeitstage auf den noch nicht verbrauchten Erholungsurlaub 
bewilligt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

12. Nach § 38 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

(2a) Die Teilnahme am Einsatz bei einer nach dem Kärntner Rettungsdienst-
Förderungsgesetz anerkannten Rettungsorganisation oder am Einsatz bei einer 
Freiwilligen Feuerwehr gilt als gerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst, für deren 
Dauer die Bezüge nicht entfallen. Die Gemeindemitarbeiterin hat dem Dienstgeber 
den Zeitpunkt und die voraussichtliche Dauer der dienstlichen Abwesenheit im 
Vorhinein mitzuteilen, sofern dies möglich und zumutbar ist. 
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(4) Für die Dauer einer durch Haft verursachten Dienstverhinderung sind 
der Gemeindemit-arbeiterin die Bezüge nur zu zwei Drittel auszuzahlen. Die 
Bezugskürzung tritt nicht ein, wenn die Freiheitsstrafe durch Anhaltung im 
elektronisch überwachten Hausarrest nach dem Fünften Abschnitt des Dritten 
Teiles des Strafvollzugsgesetzes, BGBl. Nr. 144/1969, vollzogen wird. Die 
zurückbehaltenen Bezüge sind der Gemeindemitarbeiterin nachträglich 
auszuzahlen, 

 a) wenn das Verfahren, in dessen Zuge Untersuchungshaft verhängt 
worden ist, nicht zu einer gerichtlichen Strafe geführt hat, es sei 
denn, es erfolgte ein Rücktritt von der Verfolgung (Diversion), oder 

 b) die Haft nicht selbst verschuldet war, sonst sind sie verfallen. 

(4a) Die Bezüge entfallen auf die Dauer eines Tätigkeitsverbotes gemäß 
§ 220b des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974. 

(5) Die in diesem Gesetz für den Fall einer Dienstpflichtverletzung 
vorgesehenen weiteren dienstrechtlichen Maßnahmen werden durch die 
Bestimmungen der Abs. 3 und 4a nicht berührt. 
 
 
 
 
 

§ 62 
 Sonderurlaub 

(1) Der Gemeindemitarbeiterin darf auf ihr Ansuchen aus wichtigen 
persönlichen oder familiären Gründen oder aus einem sonstigen besonderen 
Anlass ein Sonderurlaub gewährt werden. 

(2) Für die Zeit des Sonderurlaubs behält die Gemeindemitarbeiterin den 
Anspruch auf die vollen Bezüge. 

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt werden, wenn keine zwingenden 
dienstlichen Erfordernisse entgegenstehen und darf die dem Anlass 
angemessene Dauer nicht übersteigen. 

(4) Für die Gewährung eines Sonderurlaubes, der ununterbrochen länger 
als einen Monat dauern soll, ist der Gemeinderat zuständig. 

(5) Für die erfolgreiche Ablegung der im Dienstvertrag oder in der 
Optionserklärung vorgesehenen Dienstprüfung gebührt der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

13. § 62 Abs. 5 lautet: 

(5) Der Gemeindemitarbeiterin gebührt jedenfalls ein Sonderurlaub für 

 1. die erfolgreiche Ablegung der im Dienstvertrag oder in der 
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Gemeindemitarbeiterin jedenfalls ein Sonderurlaub von fünf Arbeitstagen. Optionserklärung vorgesehenen Dienstprüfung und 

 2. Fortbildungen im Rahmen ihrer Tätigkeit bei einer oder mehreren nach dem 
Kärntner Rettungsdienst-Förderungsgesetz anerkannten 
Rettungsorganisationen oder im Rahmen seiner Tätigkeit bei einer 
Freiwilligen Feuerwehr  

im Gesamtausmaß der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen 
Dienstzeit der Gemeindemitarbeiterin pro Jahr. 

 
 

§ 67 
 Pflegefreistellung 

(1) Die Gemeindemitarbeiterin hat – unbeschadet des § 62 – Anspruch auf 
Pflegefreistellung, wenn sie aus einem der folgenden Gründe nachweislich an 
der Dienstleistung verhindert ist: 

 a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt 
lebenden erkrankten oder verunglückten nahen Angehörigen oder 

 b) wegen der notwendigen Betreuung ihres Kindes, Wahl- oder 
Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, mit der die 
Gemeindemitarbeiterin in eingetragener Partnerschaft oder in 
Lebensgemeinschaft lebt, wenn die Person, die das Kind ständig 
betreut, aus Gründen des § 23 Abs. 2 Z 1 bis 4 des Kärntner 
Mutterschutz- und Eltern-Karenzgesetzes (K-MEKG 2002), LGBl. 
Nr. 63/2002, für diese Pflege ausfällt oder 

 c) wegen der Begleitung ihres erkrankten Kindes, Wahl- oder 
Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, mit der die 
Gemeindemitarbeiterin in eingetragener Partnerschaft oder in 
Lebensgemeinschaft lebt, bei einem stationären Aufenthalt in einer 
Heil- und Pflegeanstalt, sofern das Kind das zwölfte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. 

Als nahe Angehörige sind der Ehegatte oder der eingetragene Partner und 
Personen anzusehen, die mit der Gemeindemitarbeiterin in gerader Linie 
verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-, Wahl-, Pflege- und Schwiegerkinder 
sowie Kinder der Person, mit der die Gemeinde-mitarbeiterin in eingetragener 
Partnerschaft oder Lebensgemeinschaft lebt, Wahl-, Pflege-, Stief- und 
Schwiegereltern sowie die Person, mit der die Gemeindemitarbeiterin in 
Lebens-gemeinschaft lebt. 
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(2) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stundenweise in Anspruch 
genommen werden. Verrichtet die Gemeindemitarbeiterin jedoch Schicht- oder 
Wechseldienst oder unregelmäßigen Dienst, ist die Pflegefreistellung in vollen 
Stunden zu verbrauchen. Die Pflegefreistellung darf im Kalenderjahr das 
Ausmaß der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit der 
Gemeindemitarbeiterin nicht übersteigen. 

(3) Darüber hinaus besteht – unbeschadet des § 62 – Anspruch auf 
Pflegefreistellung bis zum Höchstausmaß einer weiteren Woche der in Abs. 2 
angeführten Dienstzeit im Kalenderjahr, wenn die Gemeindemitarbeiterin 

 a) den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1 verbraucht hat und 

 b) wegen der notwendigen Pflege ihres im gemeinsamen Haushalt 
lebenden erkrankten Kindes (einschließlich Wahl-, Pflege- oder 
Stiefkindes oder Kindes der Person, mit der die 
Gemeindemitarbeiterin in eingetragener Partnerschaft oder in 
Lebensgemeinschaft lebt), das das zwölfte Lebensjahr noch nicht 
überschritten hat, an der Dienstleistung neuerlich verhindert ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft, kann zu einem in 
Abs. 3 genannten Zweck noch nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne 
vorherige Vereinbarung mit der Dienst-geberin angetreten werden. 

(5) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß der Gemeindemitarbeiterin 
während des Kalenderjahres so ist die in diesem Kalenderjahr bereits 
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der 
Änderung des Beschäftigungsausmaßes entspricht. Bruchteile von Stunden sind 
hiebei auf volle Stunden aufzurunden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

14. Nach § 67 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 

(3a) Stehen Gemeindemitarbeiterinnen während eines Kalenderjahres nicht 
ununterbrochen in einem Dienstverhältnis zur Gemeinde, steht die Pflegefreistellung 
nur in dem Ausmaß zu, das dem Verhältnis der Jahresarbeitszeit der betreffenden 
Gemeindemitarbeiterin zur Jahresarbeitszeit einer ganzjährig beschäftigten 
Gemeindemitarbeiterin entspricht. Die sich bei dieser Berechnung ergebenden 
Bruchteile von Stunden sind auf volle Stunden aufzurunden. Dies gilt sinngemäß für 
Zeiten eines Karenzurlaubes, einer Karenz, einer Außerdienststellung, einer 
Dienstfreistellung nach § 70, einer ungerechtfertigten Abwesenheit vom Dienst, 
einer Enthebung vom Dienst, einer Familienhospizkarenz und bei Ableistung des 
Präsenz-, Ausbildungs- oder des Zivildienstes. 
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(6) Im Fall der notwendigen Pflege ihres erkrankten Kindes (Wahl- oder 
Pflegekindes) hat auch jene Gemeindemitarbeiterin Anspruch auf 
Pflegefreistellung nach Abs. 1 lit. a, Abs. 3 und 4, die nicht mit ihrem 
erkrankten Kind (Wahl- oder Pflegekind) im gemeinsamen Haushalt lebt 
 

§ 84 
 Rückstufung 

(1) Die Rückstufung ist die Einstufung in die nächst niedrigere 
Gehaltsklasse und dieselbe Gehaltsstufe aufgrund einer Verwendungsänderung 
oder eines nicht aufgewiesenen Arbeits-erfolges. 

(2) Eine Rückstufung ist nur zulässig, wenn 

 a) die Leistungsbewertung der Gemeindemitarbeiterin in zwei 
aufeinander folgenden Jahren auf nicht aufgewiesenen Arbeitserfolg 
iSd § 87 Abs. 3 lautet, die Gemeindemitarbeiterin auf die 
Möglichkeit einer Rückstufung ausdrücklich hingewiesen wurde 
und von der Bürgermeisterin entsprechende 
Personalentwicklungsmaßnahmen angeboten wurden, oder 

 b) eine befristete Betrauung mit der bisherigen Verwendung nicht 
verlängert wird, oder 

 c) die Gemeindemitarbeiterin der Rückstufung zustimmt. 

(3) Die Gemeindemitarbeiterin ist bei der Rückstufung in jene 
Gehaltsstufe einzustufen, in der sie sich befinden würde, wenn sie die Zeit, die 
sie in der höheren Gehaltsklasse verbracht hat, in der niedrigeren verbracht 
hätte. 
 

 

15. Dem § 84 Abs. 1 werden folgende Bestimmungen angefügt: 

Im Fall der Zustimmung der Gemeindemitarbeiterin (Abs. 2 lit. c) ist die 
Rückstufung um mehr als eine Gehaltsklasse zulässig. 

 

§ 89  
Nebenbezüge 

(1) Die Gemeindemitarbeiterin hat Anspruch auf folgende Nebenbezüge: 

 a) Vergütung von Überstunden; 

 b) Nachtdienstzulage für Dienstleistungen, die im Rahmen eines 
Dienstplanes in der Zeit zwischen 22 und 6 Uhr zu leisten sind; 

 c) Bereitschaftszulage für die Leistung von Bereitschaftsdienst und 
Journaldienst; 

 d) Sonn- und Feiertagsvergütung (Sonn- und Feiertagszulage) für 
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Dienstleistungen an Sonn- und Feiertagen; 

 e) Fahrtkostenzuschuss; 

 f) Entschädigung für Nebentätigkeiten; 

 g) Schmutzzulage für Arbeiten, die mit einer besonderen 
Verschmutzung verbunden sind; 

 h) Erschwerniszulage für Arbeiten, die mit besonderen körperlichen 
Anstrengungen oder sonstigen besonderen Erschwernissen 
verbunden sind; 

 i) Gefahrenzulage für Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für 
Gesundheit und Leben verbunden sind; 

 j) Ausgleichszulage; 

 k) Vergütung iSd § 23 des Volksgruppengesetzes, BGBl. Nr. 
396/1976; 

 l) Verwendungszulage; 

 m) Auslandsverwendungszulage; 

 n) Fehlgeldentschädigung zum Ausgleich von Verlusten, die bei 
Führung einer Kasse entstehen können, wenn die 
Gemeindemitarbeiterin in erheblichem Ausmaß mit der Führung 
einer Kasse betraut ist. 

(2) Nebenbezüge gemäß Abs. 1 lit. g, h und i gebühren nur dann, wenn 
diese besonderen Umstände nicht bereits in der jeweiligen Modellstelle über die 
Anforderungsarten „körperliche Beanspruchung“, „passiv-psychische 
Belastung“ und „Umgebungseinflüsse“ iSd Anlage 2 berücksichtigt sind. 

(3) Die Gemeindemitarbeiterin hat Anspruch auf einen 
Fahrtkostenzuschuss, wenn die Wegstrecke zwischen der Dienststelle und der 
nächstgelegenen Wohnung mehr als 2 km beträgt und die 
Gemeindemitarbeiterin diese Wegstrecke regelmäßig zurücklegt. Die 
Landesregierung hat mit Verordnung die Höhe des Fahrtkostenzuschusses unter 
Bedachtnahme auf einen der Gemeindemitarbeiterin billigerweise zumutbaren 
Eigenanteil und die Kosten der öffentlichen Massenbeförderungsmittel zu 
regeln. 

(4) Eine Gemeindemitarbeiterin, auf die die Voraussetzungen des § 65 
Abs. 3 zutreffen, hat Anspruch auf eine abbaufähige Ausgleichszulage, solange 
das Kind, für das die Karenz in Anspruch genommen wird, der allgemeinen 
Schulpflicht unterliegt, wenn sie folgende Neben-bezüge bezogen hat: 
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Schmutzzulage, Erschwerniszulage, Gefahrenzulage, Vergütung nach § 23 
Volksgruppengesetz. Die Ausgleichszulage gebührt im Ausmaß des 
Durchschnitts der Nebenbezüge, die in den letzten zwölf Monaten vor einem 
allgemeinen oder besonderen Beschäftigungsverbot nach 
elternschutzrechtlichen Bestimmungen, vor dem Zeitpunkt nach § 22, § 23, § 
38 oder § 39 des K-MEKG 2002, LGBl. Nr. 63/2002, oder vor einer Väter-
Karenz bezogen wurden. Sofern im neuen Aufgabenkreis ebenfalls 
Nebenbezüge gebühren, sind die vorhergehenden Bestimmungen nur insoweit 
anzuwenden, als die Summe der Nebenbezüge im neuen Aufgabenkreis 
niedriger ist als die Ausgleichszulage. Vorrückungen und Überstellungen 
verringern die Ausgleichszulage um den entsprechenden Betrag bis zum 
gänzlichen Abbau der Ausgleichszulage. Erreicht oder übersteigt die Summe 
der Nebenbezüge im neuen Aufgabenkreis die Ausgleichszulage, so entfällt der 
Anspruch auf die Ausgleichszulage. 

(5) Wird durch eine 

 a) Versetzung oder Verwendungsänderung die besoldungsrechtliche 
Stellung der Gemeindemitarbeiterin verschlechtert und hat die 
Gemeindemitarbeiterin die Gründe für die Versetzung oder 
Verwendungsänderung nicht zu vertreten, oder 

 b) wird durch eine Änderung der Modellstellen- und 
Vordienstzeitenverordnung die besoldungsrechtliche Stellung der 
Gemeindemitarbeiterin verschlechtert, gebührt der 
Gemeindemitarbeiterin eine Ausgleichszulage im Ausmaß der 
Differenz auf das Gehalt nach ihrer bisherigen Einstufung. 

(6) Der Gemeindemitarbeiterin gebührt eine Verwendungszulage, wenn 
sie eine an der Dienstleistung verhinderte Gemeindemitarbeiterin einer 
höherwertigen Modellstelle mehr als 60 Tage vertritt. Die Verwendungszulage 
beträgt den Differenzbetrag zwischen der Gehaltsstufe 1 der Gehaltsklasse der 
zu vertretenden Gemeindemitarbeiterin, und der Gehaltsstufe 1 der nächst 
niedrigeren Gehaltsklasse. 

(7) Der Gemeindemitarbeiterin darf aus Anlass der Vollendung einer 
Dienstzeit von 25, 30 und 40 Jahren für treue Dienste eine 
Jubiläumszuwendung in der Höhe von jeweils zwei Monatsbezügen gewährt 
werden. Scheidet die Gemeindemitarbeiterin nach Vollendung des 35., aber vor 
Vollendung des 40. Dienstjahres aus dem Dienststand aus, so ist die 
Jubiläumszuwendung, die anlässlich der Vollendung des 40. Dienstjahres 
gewährt wird, - im Fall des Todes den versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 
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zur ungeteilten Hand – schon beim Ausscheiden aus dem Dienststand 
auszuzahlen. 
 
 
 
 
 

(8) Das Nähere über die Nebenbezüge, insbesondere über die 
Voraussetzungen zu ihrer Erlangung und ihr Ausmaß sowie über die 
Berechnung der Dienstzeit bei Jubiläumszuwendungen ist von der 
Landesregierung unter Bedachtnahme auf die vorhergehenden Bestimmungen 
durch Verordnung zu regeln. In der Verordnung ist auch zu normieren, unter 
welchen Voraussetzungen eine Gemeindemitarbeiterin in erheblichem Ausmaß 
mit der Führung einer Kasse (Abs. 1 lit. n) betraut ist. 

(9) Macht die Anwendung des allgemeinen oder besonderen 
Beschäftigungsverbotes nach elternschutzrechtlichen Bestimmungen eine 
Änderung der Verwendung erforderlich, so hat die Gemeindemitarbeiterin 
Anspruch auf Nebenbezüge in jenem Ausmaß, das dem Durchschnitt der 
Nebenbezüge während der letzten 13 Wochen vor der Änderung der 
Verwendung entspricht. Überstundenvergütungen haben dabei außer Ansatz zu 
bleiben. 
 

16. Nach § 89 Abs. 7 wird folgender Abs. 7a eingefügt: 

(7a) Bemessungsgrundlage der Jubiläumszuwendung nach Abs. 7 bildet der 
Monatsbezug, der der besoldungsrechtlichen Stellung der Gemeindemitarbeiterin in 
dem Monat entspricht, in den das Dienstjubiläum fällt. Bei der Bemessung der 
Jubiläumszuwendung für die teilbeschäftigte Gemeindemitarbeiterin  ist jedoch der 
ihrer Einstufung entsprechende Teil des Monatsbezuges, der ihrem 
durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß in ihrem bisherigen Dienstverhältnis 
entspricht, zugrunde zu legen. 

 

 

§ 98  
Kündigung 

(1) Das auf unbestimmte Zeit begründete Dienstverhältnis der 
Gemeindemitarbeiterin kann sowohl von ihr als auch von der Dienstgeberin 
durch schriftliche Kündigung aufgelöst werden. Für eine Kündigung durch die 
Dienstgeberin ist die Bürgermeisterin, wenn das Dienstverhältnis jedoch 
ununterbrochen drei Jahre gedauert hat, der Gemeinderat zuständig. 

(2) Die Kündigung wird, wenn das Dienstverhältnis noch nicht einen 
Monat gedauert hat, so-fort, in den übrigen Fällen zum Ende des 
Kalendermonates, in dem die Kündigungsfrist ab-läuft, wirksam. 

(3) Die Kündigungsfrist beträgt 

nach einmonatiger Dienstzeit ……………… einen Monat, 

nach zweijähriger Dienstzeit ………………. zwei Monate, 
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nach fünfjähriger Dienstzeit ………………… drei Monate, 

nach zehnjähriger Dienstzeit ……………….. vier Monate, 

nach fünfzehnjähriger Dienstzeit …………… fünf Monate. 

(4) Auf Antrag der Gemeindemitarbeiterin kann die Kündigungsfrist ganz 
oder teilweise nachgesehen werden, wenn die dienstlichen Interessen dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. 

(5) Während der Kündigungsfrist sind der Gemeindemitarbeiterin, wenn 
das Dienstverhältnis von der Dienstgeberin gekündigt oder einvernehmlich 
aufgelöst wurde, auf ihr Verlangen wöchentlich mindestens acht 
Arbeitsstunden zum Aufsuchen eines neuen Arbeitsplatzes ohne Schmälerung 
der Bezüge freizugeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

17. In § 98 Abs. 5 wird die Wortfolge „acht Arbeitsstunden“ durch die Wortfolge 
„ein Fünftel der regelmäßigen Wochendienstzeit“. 

 
 

§ 104  
Ferialarbeiterinnen 

(1) Ferialarbeiterinnen sind Personen, die eine Schule besuchen oder ein 
Studium betreiben, und die in den Ferien Dienstleistungen für die Gemeinde 
(Gemeindeverband) erbringen, um neben der Schulzeit bzw. dem Studium 
Einkünfte zu erzielen. 

(2) Auf Ferialarbeiterinnen findet dieses Gesetz mit Ausnahme von §§ 6 
Abs. 3 Z 2 und 4 sowie Abs. 7, 13 Abs. 4, 14 bis 18, 53 bis 59, 79 bis 85, 87 bis 
89 Anwendung. 

(3) §§ 27 bis 37 finden nur insoweit Anwendung, als nicht das Kinder- und 
Jugendlichen-Beschäftigungsgesetz 1987 – KJBG, BGBl. Nr. 599/1987, 
anzuwenden ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

18. In § 104 Abs. 2 wird das Zitat „87 bis 89“ durch das Zitat „87, 88 und 89 Abs. 1 
lit. b bis n, Abs. 2 bis 9“ ersetzt. 

 

Kärntner Stadtbeamtengesetz 1993 - K-StBG 

StF: LGBl Nr 115/1993 

Änderung 

LGBl Nr 45/1994 

LGBl Nr 60/1994 (DFB) 

Artikel VI 

Das Kärntner Stadtbeamtengesetz 1993 – K-StBG, LGBl. Nr. 115/1993, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. /2015, wird wie folgt geändert: 
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LGBl Nr 13/1995 

LGBl Nr 80/1995 

LGBl Nr 59/1996 

LGBl Nr 131/1997 

LGBl Nr 71/1998 

LGBl Nr 66/2000 

LGBl Nr 54/2002 

LGBl Nr 57/2002 

LGBl Nr 63/2003 

LGBl Nr 45/2004 

LGBl Nr 73/2005 

LGBl Nr 67/2008 

LGBl Nr 65/2009 

LGBl Nr 87/2010 

LGBl Nr 43/2011 

LGBl Nr 82/2011 

LGBl Nr 85/2013 

LGBl Nr 9/2015 

LGBl Nr 26/2017 

LGBL Nr 74/2017 

LGBl Nr 71/2018 
 

§ 97 
 Begünstigungen bei Dienstunfähigkeit 

(1) Ist ein Beamter infolge einer von ihm nicht vorsätzlich herbeigeführten 
Krankheit oder körperlichen Beschädigung dienstunfähig geworden und beträgt 
seine ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit noch nicht 15, jedoch mindestens fünf 
Jahre, dann ist er so zu behandeln, als ob er eine ruhegenußfähige 
Gesamtdienstzeit von 15 Jahren aufzuweisen hätte. 

(2) Ist die Dienstunfähigkeit auf einen Dienstunfall oder eine 
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Berufskrankheit zurückzuführen und gebührt dem Beamten eine fortlaufende 
Geldleistung gemäß § 100, so besteht der Anspruch nach Abs. 1 ohne 
Rücksicht auf die Dauer der ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit. 

(3) § 239 Abs. 3 K-DRG 1994 gilt sinngemäß. 
 

 
 

 In § 97 Abs. 3 wird das Zitat „§ 239 Abs. 3“ durch das Zitat „§ 239 Abs. 3 und 4“ 
ersetzt. 

 

 


